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vormittags folgende Geſamtergebniſſe errechnen:-

Unſer Gieg in OWecſhleſen. h

das Reedereighfindungsgeſet; Kommuniſten und demokraten in einer Koulition
Wie gtreſührung der Mansfelder Arbeiter.

Berlin, 31. März Der Reichspräſident erläßt folgenden
Aufruf:ieuf An das deutſche Volk!

Die deutſche Sache in Oberſchleſien hat einen entſcheidenden
Sieg errungen. Er iſt dem einmütigen Einſtehen des geſamten
)eutſchen Volkes zu danken. Die eingeſeſſene Bevölkerung hat un
geachtet aller gegneriſchen Verſuche, ſie dem deutſchen Gedanken zu
entfremden, in ihrer überwältigenden Mehrheit treu zum Vater
lande gehalten. Die Stimmberechtigten Oberſchleſiens aus dem
Reiche und dem Auslande haben, erfüllt von der Liebe zur Hei
nat, Entbehrungen und Mühen nicht geſcheut. Sie ſind allen Ein
ſchüchterungsverſuchen zum Trotz vollzählig nach Oberſchleſien ge
eilt, um ihrer Pflicht gegen Heimat und Vaterland zu genügen.
Mit größter Opferwilligkeit haben alle Schichten der Bevölkerung
)urch Sammlung der Grenzſpende die Mittel beigeſtenert, um auch
den Aermſten die Reiſe nach Oberſchleſien zu ermöglichen. Die Ab
ſtimmungsorganiſationen haben durch hingebende unermüdliche
Arbeit und muſtergültiges Zyſammenwirken das große Werk voll
enden helſen. Jhnen allen, ohne Ausnahme, iſt der bleibende Dank
des deu ſchen Volkes gewiß

Berlin, 21. März 1921.
Der Rcichspräſident. Der Reichskanzler.

Ebert. Fehrenbach.visher 749 090 Deutſche 553 000 Polen!

Aus den vielen z laſſen ſich bis e
s ſinbisher gezählt worden 749 000 deutſche und 553 000 polniſche

Stimmen.
Jnfolge der Erſchwerung des Nachrichtendienſtes ſind

dieſe Zahlen noch nicht als die endgültigen zu betrachten.

Die polniſche Rache ſetzt ein.
Kattowitz, 22. März. Jm ganzen Landkreis Beuthen flackern

beſorgniserregende polniſche Unruhen auf. Jn Deutſch-P.ekar
wurden die Gebrüder Dudek, der eine Mitglied des paritäriſchen
Ausſchuſſes, erſchoſſen. Auf der Straße BeuthenMiechowitz wurde
die Straßenbahn angehalten, ſämtliche Leute n und
vor den Augen der Polen verprügelt und ſchwer mißhandelt.
Einige trugen einen Rervenchock davon. Die Ortsſtelle Orzegow
des deutſchen Plebiſzitkommiſſariats wurde vertrieben. 30 Per
ſonen wurden teilweiſe ſchwer, teils leicht verletzt. Von Hohen-
ünde trifft die Meldung ein, daß die Polen die Straßenbahnen
anhalten, Drohungen gegen die Deutſchen ausſtoßen und mit Ge
ſang durch die Straßen ziehen. Auf Vorſtellungen beim Kreis
kontrolleur wurde geantwortet, er habe keine Leute zur Ver-
fügung. Jn Karf entwaffneten die polniſchen ApoBeamten die
deutſchen ApoBeamten. Die polniſche Apo ſchlägt auf die Leute
ein. Geſtern abend zog in Beuthen eine Bande von 60 Polen in
geſchloſſenem Zuge zum Hotel Lomnitz. An General Lerond
wurde ein Telegramm um Hilfe geſandt. Jn Karbowa bei Katto-
v wurden Handgranaten geworfen. In Schoppinitz wurden
zolniſche Umzüge veranſtaltet, Gewalttätigkeiten gegen Deutſche
xerübt und die Wohnungen der Deutſchen geplündert.
timmungsberechtigter Berliner wurde auf der Straße mißhandelt;
in im vorüberfahrender franzöſiſcher Offizier nahmihn mit. Auch eine Frau wurde ſchwer mißhandelt. Schwache
franzöſiſche Abteilungen ſind nach Schoppinitz geſandt worden.
Eine ſchwere Schießerei iſt im Gange; die Deutſchen flüchten. Jn
Joſephsdorf ziehen Banden umher und drohen, die Deutſchen zu
erſchießen. Jn Laurahütte werden gleichfalls Zuſammenrottungen
Deren die ſchwere Gefahren für die Deutſchen befürchten laſſen.

ie zuſtändigen Kreiskontrolleure ſind beſonders dringend vonderſchierenen Seiten um Hilfe gebeten worden, bisher jedoch ohne

ſeden Erfolg

Der polniſche Terror.
Jmmer mehr Meldungen über den furchtbaren polniſchen

Terror während der Abſtimmung trefſen aus Oberſchleſien
in. Wie die Oſtdeutſche Morgenpoſt mitteilt, iſt die deutſche
Wahlenthal.ung im ſüdlichen Teile des Kreiſes Rybnik auf
polniſchen Terror zurückzuſühren. Nicht einmal die deutſchen
Mitglieder der paritätiſchen Ausſchüſfe waren es, zur Wahl
zu erſcheinen. Dem gleichen Vlarte zuſolge iſt in Neu und
Alt-Radzionkau und Stolarzowitz die Abſtimmung von den
Engländern für ungültig erklärt worden, weil in den Wahl
büros nur polniſch. Stimmzettel ausgelegen haben.

Ein Schlaglicht auf die Unparteilichkeit der Franzoſen
virft folgende Meldung der Tägl. Runkſchau aus Kattowitz:
Auf dem Wochenmarkie von Nirolcis hatte ſich am Montag
ine rieſige Menſchenmenge eingeſund.n, der durch Beamte
des polniſchen Plebiſzitbüros die e bekanntgegeben
wurden. Anweſende franzrſiſche Offiziere beglückwünſchton
die Polen zu den Ergedniſſen. Die Polen nahmen ſchließlich
einen franzöſiſchen Hauptmann auf die Schultern und trugen
ihn unter großem Jubel auf dem herum. Der
Sauptmann hielt dann eine Rede, in der er

kommen müſſe.

Ein ab-

agte, daß dieſe

Erde, alſo die Gegend von Nikolai, unbedingt zu Polen

Die grreſührung der Arbelterſchaſt.
Ein Wort zum Mansfceleer Streik.

Um ihr Ziel, die Arbeiterſchaft in einen ausſichts und
zielloſen Streik zu treiben, der dann die Paradeopfer ſchafft,
die die Kommuniſten zu ihrer Agitation brauchen, benutzt
dieſe Partei die verlogenſten Mittel. So trug das Flug-
blatt, das am Sonntag in Eisleben verteilt wurde und zum

Streik aufrief, die Unterſchrift des Eislebener Gewerkſchafts-
kartelis. Dieſe Unterſchriſt iſt gefälſcht. Das Gewerkſchaſts
kartell hat weder ein Ultimatum an die im Mansfelder
Bezirk eingetroffenen Polizeikräſte a. noch hat es zur
Herauszabe eines Flugblattes Stellung genommen, es iſt
in der kritiſchen Zeit überhaupt nicht zuſammengetreten.
Aber nur weil ſie die Unterſchrift des Gewerkſchaftskartells
auf dem Flugblatt fanden, ſah ſich die Belegſchaft einer Reihe
von Werken veranlaßt, die Arbeit niederzulegen. Doch iſt der
Streik bei weitem nicht allgemein. Es iſt deshalb nicht
richtig, von einem Generalſtreik zu reden. Außerdem iſt noch
feſtzuſtellen, daß nicht ein einziges Werk von der Sipo be
ſetzt worden iſt. Noch nicht einmal vor den Werken haben ſie
ſich ſehen laſſen.

Schon aus der Feſtſtellung dieſer einfachen Tatſachen
iſt z rben. wie frivol vom Zaune gebrochen dieſer Streik
iſt. Noch am Sonnebend gab die Bezirksleitung der VKPD.
für den Bezirk die Parole aus, nur die Beſetzung der Be
triebe mit dem Streik zu beantworten. Die Parole iſt ent
weder nicht ernſt gemeint geweſen oder ſie iſt von einer
anderen Stelle durchkreuzt worden. Das letztere iſt das
ging Wer in letzter Zeit „Die Rote Fahne“, das

entrakorean der VKPD., verfolgt hat, der ſieht aus den
dort veröffentlichten Aufrufen, wohin das Schiff geſteuert
werden ſoll. Es hat den Anſchein, als ob die geſamte Re-
daktion derſelben auf Kommando von Lochſpitzeln ſchreibt.
Sie wollen die Arbeiterſchaft in ein Blutbad hineintreiben,
nicht die „Mordbanden“ Hörſings, von denen ſie ſprechen.
Die Kommuniſten brauchen, um erfolgreich agitieren zu
können, wieder Proletarierleichen und ſuchen nun ihr Ziel
zu erreichen, indem ſie vorläufig die mitteldeutſche Arbeiter
ſchaft in einen ſinnloſen Streik treiben. Und dann ſoll man
ſich doch vor Augen halten, wie vor einiger Zeit das bis
herige Zentralkommitee, die Levi, Däumig uſw. zurücktreten
mußten auf Moskauer Geheiß. Sie mußten ihren Platz den
blindgehorchenden Elementen räumen. Elementen, die nicht
nur blind gehorchen, ſondern außerdem noch beherrfcht
werden von wirren einſeitigen Vorſtellungen über die Mög-
lichkeit politiſcher Altionen der Arbeiterklaſſe. Lügen über
Lügen werden verbreitet. So ſchreibt die „Rote Fahne“
geſtern abend: „Schon wüten die Mordbanken in Mittel
deutſchland.“ Damit will man den Eindruck erwecken, als
ob ſchon Arbeiterleben dem Treiben, nicht der Sipo, ſondern
der Kommuniſten zum Opfer gefallen ſeien. Damit will man
die Arbeiter anderer Städte aufputſchen. Erſt ſolche Geſcheh-
niſſe geben den Vorwand zum Witerſtand aufzurufen, mitder Waffe in der Hand, wie es die „Rote Fahne“ tut.

Aufruf!
An die Arbeiterſchaft Mitteldeutſchlundz!

Auf Grund des Aufrufes des Oberpräſidenten Hörſing ſind
wichtige Jnduſtrieorte mit Schutzpoli:ei belegt worden.

Ein Teil der Arbeilerſchaft iſt durch unverantwortlich Füh
rung zum Streik veranlaßt worden.

Es iſt e ne Kommiſſion aus Vertretern des Gewerkſchafts
kartells, d.r U. S. P und S. P. D. geb. l. et, die ſoſort mit dem
Oberpräſi denten in Verhandlungen tritt.

Das Ergebnis wird von uns durch Aufruf bekannt gegeben.
Wir fordern die Arbeiter und Angeſtell?en auf, bis dabin

keiner Stre.kparole Folge zu le.ſten, von welcher Seite
ſie auch komme.

Arbeiter und Angeſtellte!
Folgt in Eurem eigenem Jntereſſe nur den Anordnungen der

unterzeichneten Organiſationen.
Das Gewörkſchaftskartell.

Heſſe. Wielepp.
Geno ſinnen und Genoſſen!

Obenſtehender Aufruf wurde von der gemeinſam gebildeten
Kommiſſion verfaßt. Die gemeinſame Unterzeichaung ſche terte
aber an dem Verhalten der U. S. P. D., d e ſich mit dem Jnhalt
nicht zufrieden geben konnte. Jnfolgedeſſen iſt der Aufruf nur
vom Kartell unterzeichnet. e

Die Untel'harkeit Operſchleſtens.

Das ſoeben erſchienene Heft 51 der Wochenſchrift „Die
Glocke“ bringt einen Sachverſtändigen-Auſſatz, in dem mit
aller Entſchiedenheit die Forderung nach der Unteilbarkeit
Oberſchleſiens aufgeſtellt wird. Wenngleich dieſe Forderung
für jeden wiriſchaſtlich Denkenden eine Selbſtverſtändlich-
keit iſt, dürfte es doch nicht unzweckmäßig ſein, in Anbetracht
deſſen, daß der Oberſte Rat auf Grund des Abſtimmungs-
ergebniſſ.s frei verfügen kann, ſchon heute das Geſetz, nachdem allein im Jnereſe Europas Oberſchleſien wirtſchaftlich

tätig W ſein vermag, klar zu umſchreiben. Jn dem genann-
ten Aufſatz heißt es: „Nach dem Friedensvertrag hat die
Jnteralliierte Kommiſſion in Oppeln dem Oberſten Rat einen
Bericht über die Abſtimmung vorzulegen. und ſie hat außer-
dem einen Vorſchlag für die Grenzziehung einzureichen,
der auch den wirrſchaftlichen und geographiſchen Notwendig-
keiten des Landes Rechnung Sei Dieſer Vorſchlag kann,
wenn neben dem Ergernis der Abſtimmung wirklich wirt-
ſchaſeliche und geographiſche Rückſichten mitſprechen, nur da-
in lauten, daß Oberſa, leſien mit dem Deutſchen Reich ver-
einigt bleibt. Es iſt aber zu befürchten, daß nicht wirtſchaft-
liche und geographiſche, ſondern politiſche Momente ſchon
bei der Abfaſſung des Berichtes der Jnteralliierten Kom-
miſſion eine nicht unweſentliche Rolle ſpielen, und dieſe
politiſchen Momente werden, ſo wie wir die bisherigen Ent-
ſcheidungen der Entente kennen, noch mehr in den Vorder-
grund treten. So läuft auch dieſe Abſtimmung Gefahr, zu
einer Farce zu werden. Das aber darf nie geſchehen, darf
nie geſchehen im Jntereſſe Oberſchleſiens ſelbſt.

Gewiß gibt es einzelne Grenzſtriche es wäre töricht,
das zu leugnen die, wenn ſich in ihnen eine polniſche

Mehrheit ergeben ſollte, abgetrennt werden können. Solche
Grenzberichtigunoen werden vielleicht nötig werden in dem

Grenzgebiet ſüdlich von Myslowitz und in der Gegend von
Jmielin. Da dieſe Gegend ſtark polniſch iſt, ſo muß mit
einer ſolchen Möglichkeit gerechnet werden. Selbſtverſtänd-
lich würde auch die Lostrennung dieſes Gebiets zwiſcher
Pleß und Kattowitz nicht ohne ſchädliche Folgen bleiben, die
ſich zuerſt in dem unter Umſtänden zur Abtrennung gelangen-
den Gebiet ſelbſt zeigen würden. s aber das induſtrielle
Zentralrevier, das Dreieck Myslowitz-Gleiwitz-Tarnowitz, an-
betriſft, ſo kann und darf daran nicht gerührt und nicht
gerüttelt werden. Es iſt bisher viel zu wenig betont wor-
Len, daß dieſes Gebiet eine wirtſchaftliche Einheit darſtellt,

Die Wechſelbeziehungen zwiſchen dem Gruben- und dem
Hüttenbetrieb, die Seziehungen des Kohlenbergbaues und
der Eiſeninduſtrie zu den übrigen Jnduſtrien Operſchleſiens
ſind derart, daß ein plumper Schnitt in dieſes Wirtſchafts-
netz alle Fäden zerreißen würde und ſchon allein die Kata
ſtrophe der oberſchleſiſchen Jnduſtrie bringen könnte. Man
braucht nicht einmal nach wirtſchaftspolitiſchen Argumenten
zu ſuchen, ſondern die rein techniſche Seite der Frage gibt
ſchon den beſten Beweis für die Unteilbarkeit des IJnduſtrie-
bezirks. Die Waſſerverſorgung iſt ebenſo einheitlich wie die
Lichtverſorgung fur das ganze Jnduſtrierevier geſchaffen
Die Verrehrseinrichtungen, die, wie in jedem Jnduſtriege-
biet, vielſaltig miteinander verwoben ſind, laſſen ebenfalls
eine Teilung unmöglich erſcheinen. Die Kreiſe Pleß und
Rybnik ſind weiterhin unlöslich mit dem Zentralrevier ver
bunden. Dieſe Kreiſe können nur in Verbindung mit dem
Zentralrevier die Gewähr ſür einen weiteren Ausbau der
oberſchleſiſchen nduſtrie geben. Würden di.ſe beiden Kreiſe
oder Teile dieſer Kreiſe zu Polen geſchlagen, ſo blieben
außerdem auch Produkrionsquellen ungenützt, und einen
ſolchen Luxus kann ſich Europa im Zeichen des Wiederauf-
baues nicht leiſten. Die Lnduſtriekreiſe der Gegenwart und
Zukunft brauchen aber das landwirtſchaftliche Hinterland.
Das Gebiet rechts der Oder iſt angewieſen auf das Gebiet
links der Oder, das die Lebensmittel für das Jnduſtrie-
revier liefert, und das gleichzeitig auch das große Arbeiter
reſervoir für die Jnduſtriekreiſe rechts der Oder darſtellt.
Andererſeits iſt auch dieſes Gebiet als Abſatzgebiet für die
Jnduſtrie ſo wichtig, daß eine weitere Beweisführung un-
nötig erſcheint.

Es ergibt ſich alſo die Tatſache, daß dem Problem
„Oberſchleſien“ duech eine reine Nationalitäten- Abſtimmung
nicht beizukommen iſt, und es iſt auch aus der Eigenart
Oberſchleſtens ſelbſt zu verſtehen, daß in dieſem Kampf die
wirtſchaſtlichen Gründe eine ſo große Rolle geſpielt haben.
Wäre der Kampf um Overſchleſien nur ein Nationalitäten-
kampf, ſo wie er in Kärnten durchgefochten worden iſt, ſo
läge die Sache einſach. Hier aber müſſen gewiſſe Voraus-
ſetzungen in Veziehung zu dem Abſtimmungsergebnis ge-
bracht werden. Jmmer und unter allen Umſtänden muß
vie Unteilbarkeit Oberſchleſiens reſpektiert werden. Daraus
folgt, daß auch immer Deutſch und Polniſch-Geſinnte, Deutſch
und Polniſch-Sprechende auſeinander angewieſen ſind. Jn
einem deutſchen ungeteilten Oberſchleſien wird das ober-
ſchleſiſche Problem durch eine en gelöſt werden

i i ſt werden muß.können, weil es durch eine Verſtändigung ge

nkreichs Anſatz zur Großmut. Wie die Wiener Allg. Ztm n a ſein Kontingent an oberſch nie
le Oeſterreich abzutreten,

wie man ſie ſich einheitlicher überhaupt nicht vorſtellen kann.

2 m z r e



T der Raudplan ſchon fertig
Der Berliner Korreſpondent des „Daily Herald“ in

London telegraphiert ſeinem Vlatte:
„Es ſch.int, daß das Schickſal Oberſchleſiens, das ſcheinbar

von der heutigen Voltsabſtimmung abhängt, in Wirklichkeit
von ganz anderen Faltoren beſtimmt iſt. Ich höre, daß der
Kampf um Oberſchleſien ſich weniger um die Wohlfahrt der
Bevölkerung als um die in den oberſchleſiſchen Kohlen und
Zinkbergwerken inveſtierten deutſchen, franzoſiſchen und pol
niſchen Intereſſen dreht. Nach meinen Jnformationen hat
die Interalliierte Kommiſſion in Berlin nachfragen laſſen,
wie in den einzelnen Kreiſen die genauen Kohlenverhält-
niſſe liegen. Zweck dieſer Fragen iſt, den Wert der ein-
zelnen Kreiſe für die bergmänniſche Ausbeutung heraus-
zufinden und danach zu entſcheiden, welche Teile Ober-
ſchleſiens zu Polen kommen und weche bei Deutſchland bleiben
ſollen. Das heißt mit anderen Worten: die Entſcheidung
über die Teilung Oberſchleſiens iſt bereits getroffen durch
ein Uebereinkommen der Alliierten über die inveſtierten
Jntereſſen. In der Interalliierten Kommiſſion wird ein
Kampf zwiſchen dem franzöſiſchen und engliſchen Standpunkt
ſtattfinden. Fronkreich verlangt, daß lediglich der nördlichſteeil der oberſchleſiſchen Kohlenfelder zu D. Utſchland gehöre

innerhalb einer Linie, die Gleiwitz, Beuthen, Kattowitz mit
ihren ſ.ch der Erſchöpſung nähecnden Kohlenfeldern bei
Deutſchland läßt, aber das geſamte übrige Gebiet, auch den
Kreis Hindenvurg, mit ſeinen vorzüglichen Kohlengruben,
Polen zuw.e iſt. Nach dem engliſchen Standpunkt ſoll Deutſch
tand wenigſtens ein Fünftel ſeiner Kohlenfelder an Polen
abtreten, zu denen, die diefes bereits unausgebeutet in ſeinem
eigenen kongreßpolniſchen und dem alten öſterreichiſchen Ge-
diet beſitzt. Die engliſche Meinung ſchreibt alſo zur Teilung
der Kohlenfelder einer Grenze in der Linie Loslau-Katto-
witz vor. Für den Reſt Oberſchleſiens mit ſeiner landwirt-
ſchaſtlichen Nutzung intereſſiert man ſich weniger, es ſei denn
aus ſtrategiſchen Gründen, um eine gewaltſame Beſetzung des
Kohlengebietes vorzubereiten, ſalls es dazu kommen ſoll.
Es ſcheint, daß die Polen bereits Maßnahmen in dieſer
Richtung getroſfjen haben.

Wenn ſich die Mitteilungen des „Daily Herald“ be-
ſtätigen, ſo würde das ſelbſt einer ſehr weitherzigen Aus-
legung des Friedensvertrages nicht entſprechen, tatſächlich
aber der Vorausſetzung der Volksabſtimmung ins Geſicht
ſchlagen. Wir können inſolgedeſſen nicht annchmen, daß
ſich ernſthafte engliſche eder ſonſtige alliierte Politiker mit
dieſem Gedanken befreunden ſollten. Man redct zwar davon,
daß die Bemerkung Dr. Simons, die Vorausſetzung der
deutſchen Zahlungsfähigkeit wäre das Verbleib.en Ober-
leſiens bei Deutſchland, eine unerfüllbare Bedingung
darſtelle. Aber man wird ſich in dieſen ſonſt doch ſehr kühl
rechnenden Kreiſen ſelbſt ſagen müſſen, daß ein Deutlſchland,
wenn man dieſe für die Jnduſtrie und die Wirtſchaft nicht
nur des eigenen Landes unentbehrlichen Gebiete unter Bei-
eiteſchiebung der Volksabſtimmung wegnehmen würde, in
ſeiner Zahl lungsfähigkeit ſehr weſentlich beſchränkt bliebe.
Aus dieſen ſehr nüchternen Erwägungen heraus vermögen
vir nicht daran zu glauben, daß die Mitteilungen des „Daily
Herald* wirklich den Anſchauungen der engliſchen und
franzöſiſchen Staatolenker entſprächen.

die ſranzöſ'chen Gewertjchaſten und der Wiederau'bau.

aris, 22. März. Die vom Allgemeinen Arbeiterverband
C. G. T.) einberufene Konferenz von Vertretern der Be-
völkerung und der Behörden aus den verwüſteten Gebieten
iſt geſtern zuſammenge treten. Die Begrüßungsanſprache
hielt der Gewerkſchaftsſekretär Lourent. Der Bürgermeiſter
von Lens, Akgeordneter BVasly, führte den Vorſitz. Er er-
lärte einleitend, die Unzufriedenheit der betroffenen Be-
völkerung mit den bisherigen Maßnahmen der franzöſiſchen
Regierung ſei groß. Als erſter Referent ſprach das Mit-
glied des Wirtſchaftsrates der C. G. T. Açache. Er berichtete
ber die Unterſuchungen des Wirtſchaftsrates, die auf eine
ſtarke Kritik der verſchiedenen Schädengeſetze und ihrer An
wendung, der Hilfloſigkeit, die man die einzelnen Be
ichädigten überlaſſe, hinauslaufen. Man müſſe Arbeits
plätze, Material und Geld von denjenigen Ländern verlangen,
die ſe beſitzen und dabei auf den beweglichen Wechſelkurs
Rückſicht nehmen. Man ſolle mit den Unternehmern und
der Arbeiterwelt den Wiederaufbau in ſeinem ganzen Um-
fang organiſteren. Als zweiter Referent ſprach der Jn
genieur Franc. Er trat dafür ein, deutſche Arbeiter für den
Wiederaufbau r e und deutſche Materialien zu
zen Es handele ſich nicht darum, das Wiederaufbau-
ge iet in deutſche Kolonien umzuwandeln, noch es den

Jnbuſtriellen und JngenIberlticfern. Man le unter der Leitung der Genoſſen-
ſchaften der Geſchädigten deutſche qualiſizierie Arbeiter und
Techniker' r und ſie einen franzöſiſchen Plan aus
ſühren laſſen. raliſch halte der Airtſchaſtsrat dieſe
öſung für beſonders r weil diej-nigen wieder aufbauen müßten, die zerſtört hätten. Jn der geſtrigen c

ageſihung hat die Disokuſſion über die beiden Referate
gonnen.

Ruſſiſche Koſtbarkeiten nach Jtalien.
Rom, 21. März. Heute nachmittag wurden durch die

Grenzbehörden von den 27 verſchloſſenen, der m
Handelsmiſſion gehörenden Kolli 12 Kolli geöffnet. an
tn eine große Menge Perlen, Brillanten, Diademe, Gold,

erſerteppiche und Silbermedaillen. Das Geſundene ſtellt
cinen ſehr hohen Wert dar. Die Unterſuchung wird morgen
fortgeſetzt.

Chamberlain an Stelle Bonar Laws.
London, 22. März. Jn der geſtrigen Sitzung der unioniſtiſchen

Parlamentsmitglieder im Carlton Club wurde Chamberlain ein-
ſtimmig zum Fährer der unioniſtiſchen Partei im Unterhauſe an
ſtelle des zurückgetretenen Bonar Law gewählt.

Deutſcher Reichstag.

90. Sitzung, Sonnabend, den 19. März, nachts 108 Uhr.
Eingegangen iſt der Entwurf des über die Ver-

teilung des Gewinnes der Reichsbank. Es folgt die dritte
Leſung des Geſetzes zur Durchſuhrung der Aruitel 177 und
178 des Friedensvertrages.

Abg. Graf Weſtarp (Dn.): Wir lehnen gerade aus außen-
politiſchen Geſichtspunkten den Geſetzentwurf ab. Wir be-
füräen auch von der Handhabung des Geſetzes ſchwere inner-
politiſche Störungen, für die wir die Verantwortung nicht
überneymen können.

Abg. Hamm (Dem.) proteſtiert gegen die Beſchimpfung
der bayriſchen Einwohnerwehren. Wir wollen den Frie-
densvertrag erfülren, aber auch nicht darüber hinausgehen.

Abg. r. Roſenfeld (U. Soz.): Wir lehnen das Geſetz
ab, da es nicht eine Erſüllung des Friedensvertrages iſt,
ſondern ein Eeſetz zu ſeiner Sabotierung. Es iſt eine
Komödie und ein Täuſchungsverſuch. (Widerſpruch.) Wird
doch die r des Geſetzes in Bayern in die Hand
des Herrn von Kahr gelegt! Die bayriſche Regierung hat
eine Fülle von Verbrechen auf ſich geladen. (Lärm.) ie
Mehrheiesſozialiſten haben dem Geſetz zugeſtimmt, ohne die
geringſten Garantien. Widerſpruch bei den Sozialdemo-
kratien.) Der Abg. Müller irrt, wenn er meint, daß die
Einwohnerwehren unter das Geſetz fallen. Die Mehrheits-
ſozialiſten tragen die Hauptverantwortung für das unge
nügende Eeſ. tz und für die eventuelle Verſchärfung der Sank-
tionen. (Lärm.) Im Intereſſe des geſamten Leutſchen
Volkes (GEelächter) ſtimmen wir als Arbeitervertreter gegen
das Geſeh.

Präſ. dent Loebe erteilt dem Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.)
wegen Angriffs auf die bayriſche Regierung einen Ord
nungsruf.

Miniſter des Aeußern Dr. Simons: Der Abg. Graf
Weſtarp hat dieſen Geſetzentwurf als eine Verbeugung vor
der Entente bezeichnet. Wenn von einer Verbeugung ge-
ſprochen werden kann, ſo nur von einer Verbeugung vor der

Unterſchriſt unter den Verſailler Friedensvertrag.
Wir ſind jetzt gegenüber den Santtionen unſerer Geqner

uten Lage, weil wir das Recht auf unſerer
VPürden wir das Geſetz nicht machen, ſo wür-

den wir unſere gute Rechtslage Der Abgeord
nete Dr. Roſenfeld hat behauptet, des Geſetz ſei ein Poſſen-
ſriel zur Täuſchung der Entente. Wenn er das feſtgeſtellt
hat, ſo hat er es nicht vor dem deutſchen Volke getan, ſon
dern vor dem gegneriſchen Auslande.

Abg. Müller-Franken (Soz): Dieſes Geſetz iſt ein ge
nügendes Nahmengeſeß unter das auch die Einwohner-
wehren fallen. Wir ſind durchaus nicht umgefallen. Dor
Abg. Roſenfeld hat derartige Umfälle ſchon oft bei uns konſta
tiert. Sie ſind uns aber 97 gut bekommen. Die Wähler
ſind 4 uns umgefallen. eiterkeit.

bg. Thomas (Komm.): Graf Weſtarp hat die bolſche
wiſtiſche Gefahr an die Wand gemalt. Die Gefahr droht
nicht vom Oſten, ſondern vom konterrevolutionären Süden.
Das Geſetz, ein Manöver zur Täuſchung der Entente, lehnen
wir ab. Die Entente ſtellt bewußt das Reich fortwährend
in r Vayern, um Konſlikte J ſchaffen. An demTage, wo Bayern ſich unter den Fittiche n der franzöſiſchenRepublik wohler fühlt als bei dem ſoiotdemotratiſh ver

in einer ſehr
Scite haben.

ieuren von jenſeits des Rheines zu f ſeuchten Preußen, wird man ſehen, wie wenig an dem
ganzen Gerede von der bayriſchen Reichstreue dran war.

Abg. Dr. Roſenfeld (U. Soz.): Wenn es den Sozialdemo
kraten mit ihrer Stellungnahme gegen dieernſt wäre, ſo hätten ſie r unſere Anträge ſtimmen müſſen.

Wir als die Vertreter der deutſchen Arbeiterſchaſt (großer
Lärm und Gelächter rechts) lehnen das Geſetz ab. Das
Geſeg wird in dritter Leſung angenommen.

s folgt die dritte Beratung des Geſetzes zur Aende-
rung des Einkommenſteuergeſetzes.

ach einer Debatte zwiſchen den Abgg. Düwell (Komm.)
und Dr. Herz (U. Soz.), die, wie Präſident Loebe feſtſtellt,
nicht in die dritte Leſung hineingehörte, wurde das Geſetz
in der Geſamtabſtimmung angenommen. Es folgt die dritte
Beratung des Geſetzes über die Berechnung des Jahres-
arbeitsverdienſtes über die Unfallverſicherung.

Abg. Bertz (Komm.) ſpricht ſich gegen das Geſetz aus,
weil es nicht weitgehend genug iſt.

Reichsarbeitsminiſter Brauns: Die Reichsregierung
kann dem Beſchluſſe der zweiten Leſung Feſtſetzung auf
12 000 Mark) im Hinblick auf die geſamten Folgen für die
Sozialpolitik nicht beitreten. Ebenſowenig kann die Regie-
rung den Beſchluß im Reichsrat empfehlen.

Die Abgg. Molkenbuhr (Soz.), Karſten (U. Soz.) und
Bertz (Komm.) wenden ſich gegen die Bedenken der Regie-
rung. Gegen die Linke wird beſchloſſen, die Zahl 12 000
zu erſetzen durch 10 200. P dritter Beratung angenommen
werden dann auch das Geſetz zur Verlängerung der Gültig-keitsdauer des Kohlegſtenergeſeves, das Zündwarenſteuerge-

g und das Geſetz über die vorläuſige Zahlung zur Körper-
chaftsſteuer. Das Geſetz zur Verſorgung der Angehörigen

des Reichsheeres und der Reichsmarine geht auf Antrag
Hoch (Soz.) an den ſozialpolitiſchen Ausſchuß. Das Geſetz
über die außerordentliche Beihilfe an die Rentner der Jnva-
lidenverſicherung wird in allen Beratungen angenommen.

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpſt.
Präſ. dent Loebe ſchlägt vor, dem Präſidenten zu über-

laſſen, Datum und Tagesordnung der nächſten Sitzung zu
beſtimmen, mit der Maßzgabe, daß die nächſte Sitzung ſpäte-
ſtens am 20. April ſtatt. ſindet.
der Hoffnung, daß der heutige Abſtimmungstag Oberſchleſien
für immer mit dem Deutſchen Reiche verbinde.

Schluß M Uhr nachts.

Aus dem Reichsrat.
e einer am Sonnabend auf Wunſch des Reichsfinanz

miniſters einberuſenen Sitzung ſtimmte der Reichsrat den
Ausführungsbeſtimmungen des z zu, dienoch vor Oſtern in Kraft treten ſollen. Eingegangen iſt
eine Verordnung über die Abwicklung der Kriegs-
geſellſchaf ken und Kriegsorganiſationen, die den zu-
ſtändigen Ausſchüſſen überwieſen wurde.
entwurf über Verteilung des Gewinns derReichsbank für 1920 erklärte ſich der Reichsrat einper-
ſtanden. Für 1920 ſollen 68 Millionen an das Reich abge-
führt werden. Der Betrag iſt darum niedriger als in frü-
heren Jahren, weil die Reichsbank beim Diviſengeſchäft er-
hebliche Verluſte erlitten hat. Ferner ſoll durch das Geſetz
der Reſervefonds für zweifelhafte Forderungen, der im Jahre
1915 gebildet wurde und jetzt nicht mehr notwendig iſt, auf-
gelöſt worden, derart, daß 37,4 Millionen an das Reich fallen
und 12,4 Millionen dem außerordentlichen Reſerverfonds der
Reiche bank überwieſen werden. Die Zuſchläge zu den Ve
gütungen an Kleinkahnen für Leiſtungen im Poſtbeförde
rungsdienſt wurden entſprechend den veränderten Geldver-
hältniſſen erhöht. Zu derſelben Zeit, als der Reichstag ſich
in der Vollſitzung mit der Vorlage über die neuen Poſt-
gebühren beſchäftigte, beſaßte ſich auch der Reichsrat mit
den entſprechenden Vorlagen. Ein Vertreter des Reichspoſt
miniſteriums ſtellte das Anſinnen an den Reichsrat, ſchon
im Voraus Stellung zu nehmen gegen einen Beſchluß de
Reichstages, der Poſt die Verpackung von Zeitungen geſehz
lich aufzuerl. gen. Gegen dieſes Anſinnen wandte ſich der
bayeriſche Geſandte von Preger und ebenſo ein Vertreter
Preußens. Miniſter Heinze ſtellte feſt. daß der Vorſchlag
des Vertreters der Poſtverwaltung keine Billigung im
er ehe ſände. Dabei blieb es auch, obwohl der Vertreter
der Poſtverwaltung die Möglichkeit in Ausſicht ſtellte, daß
nunmehr die Beſchlüſſe über die Portoerhöhungen nich
rechtzeitig genug in Kraft treten könnten.

Kommuniſten und Demokraten in einer Koulitlon.
Die Provinziallandtage waren bicher die reaktionär

ſten Einrichtungen, die es nur geben konnte. Auch jetzt noch
müſſen alle freiheitlichen Elemente zuſammenſtehen, um

mw[|jdD

Der Einſam.

Eine Erzählung von Ludwig Anzengruber.
(11. Fortſetzung.

„Einſam,“ rief der Schneider-Tomerl beleidigt, „mich
ſchickt niemand! Daß d' es weißt, ich komm' von freen Stücken,
dich verwarnen und ging's nach mir, ſtünd' ich nit alleinig da,
ſondern wär'n wir Bub'n alle zur Stell' und täten dir
helfen, aber die Letfeig'n hab'n kein' Kuraſchi nit und bleiben
lieber daheim.“

„Hab'n eh' recht, dös is mein' Sach', die ihnere nit.
Was ſoll'n ſie ſich einmengen? Jch half' ja auch kein' von
euch.“

„Js dalket g'nug, nur Z'ſamm'halten hilft. Heut kommt
d' Reth an dich und nachderher kommt ſ' an uns.“

„Ah ja, du biſt der nämlich Schneider-Tomerl, von dem
ich ſchon reden g'hört has'! Du leöſt mit einer Dirn' und
die kriegt auch Kinder, ohne daz der Pfaff' ſein' Seg'n dazu
geb'n hat?“ Hehe! Ei ja freitich wohl, da wird er dir
ſchon zuſte?g'n, der g'ſtrenge Hochwürden, dös is g'wiß und
dös andern werd'n dich fein ſizen laſſen, dös is auch ſicher!“

„Wohl, ſie trau'n ſich da nit und anderswo nit, dös weiß
ich ez', aber däs möcht' ich auch wiſſen, warum die Geiſt
lich'n, in deren izr' Sach ſich doch gar kein Menſch einmengt,
in aller andern Leut' Sach ſich einmengen

„Ja, 's mag e.n' wohl wundernehmen.“ Der Einſam ſetzte
ſich auf einen S.einblock und ließ den Hahn des Karabiners
ein paarmal ſpieten, daß die Funken ſtoden, dann begann

Stadtleut' ſein auh nit braber und ſchlechter wie andre, nur
well ihrer ſo viel mehr auf ein' Feeck z',amm' hauſen, ſo
tragt ſich unter ſö auch häufiger zu, was einzeweiſ' da
herauſt auf 'm Land g.eich ein groß' Aufſeh'n macht
und mer nimmt dös gar nit hoch auf. Sie hat mich ſo recht-
ſchaffen erzog'n, wie ſie's verſtanden hat, und wie ich ſoweit
zu Vernunft kommen bin, daß mir aufg'fall'n is, anderne
Kinder reden auch von ihr'm Vatern, da hab' ich auch nach
dem mein' g'fragt, hat's g'he.ßen, der wär' im Himmel,
aber ein Bruder von ihm leset noch, ein geiſtlicher Herr,
der für uns zwei, für mich und mein' Mutter ſorgen tät'.
Jch we.ß, daß ein' Reih' von Jahren allmal zu b'ſtimmten
geiten Brief' mit Ge.d kommen ſein, und jeden Tag vorm
Sch.aſengeh'n is der hochwürdige Herr Onkel ins Gedet mit
einbe, ch oſ en word'n. No, we.l mer mir ang'merkt hat, daß
mir nik abgeht, ich auch m G'wand nach ſauber g'ha.ten war
und fe:ßig in d'Schul g'rennt bin, gleich als ſollt nix anders
aus mir werden wee a Student, ſo hab'n ſich d'Leut gegen
mich gar nimmer ausgewuzt, ſorlen „Du, Bub“ zu mir ſagen,
oder „Sö, junger Herr. Aber wie mit einmal die Brief
vom hochwürdigen Herrn Onkel ſectener word'n ſein und mit
ihnen auch 's Gerd, da hat's gleich g'heißen: „Du, Bub',
du darfſt deiner Mutter nit weier zur Laſt fallen, du mußt
in a Lehr'!“ Na und da war ein F.ei,chhacker, der mich
gern g',een hat, der hat mich aufg'nommen; s Ochſend' er
ſchlagen war juſt nit mein' Freud', aser es hat ſich halt ſo
g'ch.ckt. Poar Jahr hab' ich noch duckmauert, dann war
ich mit einmal ein Lall, ſo groz we ich jezt bin, da hab'
ich mich zu mein'sg.eichen g'hauen, bin in d WWertshüäu, er

er die Waffe zu laden. „A5er, men lieber Tomerl, dich und zu Unterhattüchkelten mit, oft ſein wir auch an ern'
bemüßt nix, daß du mit der Dirn' hauſt und tuſt du's, ſo Ort mit de Knecht z',amm'croſffen, drunter war einer, was

chehn wär', wann nit um ein' von ſö! Meta Mutter war,
glauh' ich, Kleinhäuslerstochtar, und wie ſie ſich als frer
ledige Dirn' in ihrer Heimat mich d'erwirtſchaft' g'habt hat,

und hat mich dort d'Welt
ſich wohl unter der Meng 'n, die kert!

'n Auſhackknecht nennenn, der war gegen uns Lehrburſchen,
ich mag ſagen, was da ein Großknecht geg'n ein' Bub'n,
der Schaf' halt' oder Gänſ' hüt', und hah'n wir uns viel
von ihm g'fallen haſſen mäüſſen, doch däs is ſo heröracht,
einmal aber war's, auf einer Kirchweih', ich will grad mit ein
mordſaubern Mädel zum Tanz antreten, da kommt er auf
mich zu, ſchupft mich auf d'Seit' und fagzt: „Geh w. Ban

No, mich hat das ſalkermentiſch verdroſſen. T mehr,

well dö Saubere dabei g'ſtanden is, und ich ſag' ganz keck:
Ein' ſelb'n gäb' ich ihm nit ab!“ Da hat er wohl denkt,
mit mir wurd er gereich fertig ſein, wann er mir vor all'n
Leuten zuſchreit, well ich ja meiner Mutter ihr'n Nam'
führet, hätt mich dö ledigerweiſ' geöoren und ke.n' Vatern
aufz'welſen g'habt, und ich wär' alſo, was er mich g'nennt
hat! Aber ich hab' wider ihn geſcheien, ein' Durcheinander hat,
wie man tut, wenn mer ſich ärgert. Wie men Var.er, der
es wohl ehrlich g'meint hat, zur Unzetit verſtorben ſein dürft,

und wee mer's meiner Mutter wohl auch nit ars Schand'
hat aufrechnen können ſonſt hätt g'wiß 's Vater leib-
licher Bruder, mein hochwürdiger Herr Onkel, die Hand
von uns ab'zog'n.“

Der Einſam ſtand auf, mit zitternden Händen legte er
den Karadiner hinter ſich auf den Stein und trat auf Tomerl
zu. „Jetzt lach nit über daz, was ich dir ſag'. Da hat der
Knecht ang'hosen, mich aufz'klär'n, was mer in der Stadt
von ein' gelſt.ichen Herrn Onkel halt', wie dös für g'wöhnlich
ſein eigener Bruder wär' und 's ſelbe Verſchwägern mit
ſaubere Welbs.eut' nit unluſtig fänd! Und nun hat er ſein
Schandmaul ausg'leert und kein Auſhär'n mehr g'wußt und
dö, dö h'rumg'ſtanden ſein, die hasen ſich vor Lachen z'ſamm
bucket und g'ſchrien, und danesen ſted' ich, wie mer als
Bub is, b.itzdumm, ohne Arg und Falſch in der Seel', ohne
eine Ahnung von dem ſäuiſchen Durcheinander, wie er auf der
Wert vorkommt! Me.n' Mutter war in mein' Auz'n a Hei
lige, und der Onkel war mein hochwürdizer Wohltäter und do
zwei einzigen Leut', zu denen ich aufg'ſchaut hab', wo ich
g'meint had', nach dö müßt' ſich rich.en, was a braper Menſch
werd'n will, dö mußt' ich jetzt heruntermachen hören, daß
wohl kein Hund kein Stückl Brot von jö g'nommen hätt', und
wie der Knecht kein End' fi.d'e und ſie fort und fort all's
nennt, nur nit helig und hochwürdig, da hob ich 'n ein
elendigen Lügner 'he.ßen, ſo er mer dö verunehrt, und hab
ihm Maul halten g'ſchafft! Auf d3z ſchlagt er mich ins
G'ſicht. und drauf had' ich nix mehr g'wußt, nit, was ich

red', nit, wie mer a Meſſer in d' Hand kommt. und nit,
wonach ich damit ſtich.“(Wortſezung folgt

Der Präßſivent ſchließt mit

Mit dem Geſetz
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Linsparteien, von den Kommuniſten bis zu den Demokraten,
L Die „Märkiſche Volksſtimme“ in Kottbus

arüber:
Die erſte Tagung des neugewählten Landtages unſerer

Provinz am Donnerstag, den 17. März, hat eine Mehrheits
bildung gezeitigt, die von größtem politiſchen r iſt.
Den Verhandlungen der Linksparteien war es gelungen, eine
Wahlgemeinſchaft von den Demokraten bis den Kommu-
niſten herzuſtellen. Dieſe politiſche Konſtellation wollen
weder die Demokraten noch die Kommuniſten als eine
dauernde Koalition aufgefaßt wiſſen. Aber ſowohl zum
Ruhme der Demokraten wie der Kommuniſten ſei es geſagt,
daß die einen genug demokratiſch-republikaniſches Empfin
den aufbrachten, um den Lockungen von rechts zu wider-ſtehen, und daß die anderen Jene politiſches Vorant-
wortungsegefühl zeigten, durch eine falſche politiſche Abſti-
nenz nicht der Reaktion in die Hände zu arbeiten. S. lbſt
verſtändlich löſte die entſchloſſene und konſequente Haltung
der Demokraten helle Wut bei der Rechten aus, da es allein
den Demokraten zu danken war, daß in allen entſcheidenden
Puntten der Wille der Linken ſich durchſetzen konnte.“

Einer der erſten Beſchlüſſe war der, das Kaiſerbild in
Kürze aus dem Sitzungsſaal entfernen zu laſſen, den Bern-
hard Rauſch (S. P. D.) geſtellt hatte.

Zer Reederel-Abfindungr-Bertrug.

Von H. Kahmann, M. d. R.
Die deutſchen Geſellſchaften für Ueberſee- und Binnen

ſchiffahrt mußten in der Kriegszeit ihre Schiffe, ſoweit ſie
angeſordert wurden, dem Reig,e zu Kriegszweden zur Ver
fügung ſtellen. Da mit dem Verluſt eines erheblichen Teils
der Schiffe gered, net werden mußre, wurden den Reedern
durch Geſetz vom 7. November 1917 Beihilſen zum Erſatz
ſchiffbau Lewwiuigt. Das Geſetz iſt in der Annahme beſchloſſen
woreen, daß ver Krieg für Deutſchland einen günſtigen Aus
gang haben werde uns daß weſentliche Veränderungen in den
Produktionskoſten nicht mehr eintreten. Das Geſetz ſah des-
halb vor, den Friedenspreis als Geſte ungskoſten zu ge-
währen und dazu einen Ueberpreis bis zu 70 Prozent.

Der Kriegsausgang aber zwang das Reich, den größtenTeil ſeiner ndelsſlotte an den Feindbund aberſfeſern
Koch Kusbruch der Revolution trat eine erhebliche Steigerun
der Produktionskoſten ein, die bis Ende 1918 mehr als 10
Prozent betrug. Das Geſetz vom November 1917 war da
her nicht mehr aufrecht zu erhalten. Die Werften weigerten
ſich, auf Grund der alen Verträge den Schiffbau weiter auszuführen und in Rückſicht parauf daß den Werften nicht an

geſonnen werden konnte die angefangenen Bauten zu den
alten Bedingungen weiter zu führen und die Reeder nicht
über Mittel verfügten, die Mehrroſten ſelbſt zu übernehmen,
beſtand die große Gefchr, daß der Schifflau vollſtändig zum
Exliegen kam und weder für die in Beſchäftigung ſtehenden
Werftarbeiter noch für die von der Front Zurilckkehrenden
Veſchäſtigungsmöglichkeit J

Da das Reich an dem Wiederaufbau der Handelsſlotte
und an der Weiterbeſchäſtigung der an dem Schifſbau be
teiligten Arbeiter und Angeſtellten großes Jntereſſe hatte,

uußte im Februar 1919 und Mai 1920 ein neues Abkommen
zetroffen werden, wonach die Werften die geſamten Mehr-
geſtehungskoſten zu Laſten des Reiches verbuchten. Der Ver-
trag ſah allerdings vor, daß die Reedereien nach zehn Jahren
eins 30 Prozent der Mehrkoſten an das Reich zurück
zahlen

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß dieſes Abkommenchon nach kurzer Zeit als unerträglich t das Reich erweiſen

nußte, denn nach dem Vertrage konnte es den Reedern und
Werftbeſitzern faſt vollſtändig gleich ſein, wie hoch der Ge-
tehungspreis pro Tonne Schiſſsraum zu ſtehen kam. Daher
war es notwendig, den alten geſetzlichen Zuſtand durch Ab-
ſchluß eines neuen Vertrages zu beſeitigen. Das iſt geſchehen
zurch den vom Reichstag verabſchiedeten ReedereiAbſindungs-
dertrag vom 14. März 1921.

Danach werden den Reedern insgeſammt 12 Milliarden
Mark zur Verfügung geſtellt, wovon allerdings der Betrag
von 7,3 Milliarden bereits bewilligt und bis März 1921
rund 1,8 Milliarden Mark zur Verfügung geſtellt ſind. Die
Reeder übernehmen dafür die Verpflichtung, in der Zeit bis
n 10. Januar 1930, mindeſtens 2,5 Millionen Tragſähig-
eitstonnen Schiffsraum zu erbauen und ſie ſind ferner ver-
pflichtet, für den Fall, daß eine Verminderung der Produk-
tionskoſten eintritt und der l Betrag zum Wicder-
auſbau von mehr als der halben Verluſttonnage ausreichen
ſollte, von dem zuviel Erhaltenen bis zu 2 Milliarden Mark
an das Reich zurüclzuzahlen. Weiter ſind die Reeder ver-
pflichtet, 90 Prozent der ihnen den wen Summe für Neu-
bauten und der Weiterbeſchäftigung der deutſchen Werften
zu verwenden. Nur 10 Prozent dürfen für den Ankauf von
Schiffen im Auslande verwendet werden.
Die Sozialdemokratie hat dem Vertrage, freilich nicht

leichten Herzens, zugeſtimmt und ſich bemüht, ihn ſo zuandern, daß in ihm Kwoht die Jntereſſen der Arbeitnehmer
der Werften wie die der Steuerzahler beſſer als urſprüng-
üch vorgeſehen geſchützt werden.

Unſere Redner, die Genoſſen Schumann und Hoch, legten
kei den Verhandlungen dar, daß der Jnduſtrieſtaat Deulſch-
land, der jetzt noch mehr als ſrüher große Abſatzgebiete ge
raucht und gewaltige Warenmengen ausführen muß, eine
leiſtungsfähige Handelsflotte benötigt, bei der ja auch zehntauſende deulſcher Sceleute Arbeit und Lohn finden. e ſei

ber auch ganz unmöglich, obwohl zurzeit e an
dandelstonnage in der Welt vorhanden ſei, den deutſchen
Schiffhau einzuſtellen, die Werften ganz cder zum größ en
Teil zu und zu der halben Million Erwerbsloſer
och weitere Hunderttauſende hinzuzufügen.

Der Vertrag ſtellt daher ein Stück produk!iper Erwerbs-
loenfürſorce dar, wie ſie ähnlich ja auch beim Wohnungsbou
in die Erſcheinung tritt. Schließlich iſt doch zu beachten, daß
e Reeder noch dem Geſ tz ſowohl als auch nach der Ver

des. in Verluſt geaſung ein Recht auf n. aViſun de
atenen Eigentums haben. Das könnte nur b ſeitit
verden, wenn es mit zweidrittel Mehrheit im Reichstage
beſchloſſen wird. Das iſt j. doch von dieſem Reichstage nicht

Dir Ser Recgetag ſud laßt gefätte der ichstag ſich nun veranlaßt geſehen, den
Heedern als Entſchädigung nur ſoviel Papiermark zu zahlen
vie ſie Goldmark in den Schiffen angcele 27 n, dann
dürde es ihnen nicht einfallen, auch nur ein Schiff bauen
laſſen. Sie würden dann günſtigere t n abwarten,
m von fremdländiſchen Reedereien überſtüſſige Schiffe zu
ufen. Die Folge wäre, Reich hunderttauſenden
ltbeitern s geſtellten

J
Das ſahen auch zunächſt die Rnast I naige ein, denn

nachdem ihr erſter Redaer, Vogtheorr, nur Krilik an der
Höhe der Summe geübt und ſich darüber beſchwert hatte,
daß die Entſchädigungsſumme abgabenfrei gewährt würde, ſah
ſich der Unabhängige Dißmann, der als Vorſitzender des
Deutſch„n Metallarbeiterverbandes die Verhältniſſe im
Schiſſbau wpeſelt, veranlaßt, in der Sitzung des Reichs-
tages vom 7. März 1921 zu erklär.n:

„Daß wir eine Handelsſlotte notwendig haben zur
Fang der deutſchen Wirtſchaſt, für den Export, für den

andel und Weltverkehr, wird nicht beſtritten.“ „Wenn
wir die Vorlage im Hauptausſchuß zu rerhandeln haben,
dann iſt vor allen Dingen zu prüfen, ob das, was als
Entſchädigung in Frage kommt, nicht das Maß des abſolut
notwendigen und mit Recht zu beanſpruchenden überſteigt.“
„Wenn hier Million n geſpendet werden ſollen, dann ver-
langen wir, daß in dieſem r als Grundbedingungen
geordnete Lohn- und Arbeitsverhältniſſe, ein Mitbeſtim-
mungsrecht der Arbeiter, die Anerkennung tariflicher Be
ſtimmungen und die Gewährung eines Exiſtenzminimums
mit aufg nommen worden.“

Von einer Abſicht der Unabhängigen jedoch, den Ver-
trag durch eigene Anträge zu verbeſſern, merkte man in den
Ausſchußoerhandlungen nichts. Die Unabhängigen ſtellten
keine eigen n Verb ſſerungsanträge, ſondern ſtimmten den
von uns geſtellten Anträgen zu.

Freilich nimmt auch der Unſinn nicht Wunder nach
72 Verhalten gegenüber anderen Geſetzen daß die

nabhängigen bei der zweiten Beratung durch den Ab-
n Henke erklären licßen, daß ſie garnicht die

bſicht haben, den Vertrag zu ändern, und daß ſie ihn grund-
ſätzlich ablehnen.

Selbſtverſtändlich leknten auch die Vereinigten Kommu-
niſten den Vertrag ab, da ſie in den bewilligten Milliarden
nichts weiter als ein Geſchenk an die Werftbeſitz r ſahen.

Wenn der Vertrag. nachdem die Unabhängigen und
Kommuniſten die Verabſchiedung durch Anzweifelung der
Beſchlußſähigkeit des Reichstages zu hintertreiben ver
ſuchten, trotzd m in namentl cher Abſtimmung mit 237 gegen
58 Stimmen angenommen wurde und die Werften weiter
arbeiten können, dann geſchieht das entgegen der Politik der
„grundſatzfeſten“ Revolu ionäre. Denn iaß eine Soziali-
ſierung der Werft n durch die dri: Linkspartcien heute nicht
erreicht werden kann, muß auch den Unabhän und
Kommuniſten llar ſein, und klar muß ihnen auch ſein, daß
ſozialiſierte Werften den Neuaufbau der Handelsflotte jetzt
nur unter noch größeren Auſwendungen durchführen
könnten, denn dann müßten 43 zugleich ungen
für die Schiffe und für die Enteignung der Werften ge-
zahlt werden.

Unſeren Bemühungen gelang es, zu erreichen, daß die
nähere Vereinbarung über den Abfindungsvertrag dem
Haushaltausſchuß des Reichstaçes zur Kenntnisnahme über-
geben werden muß und daß dieſem das Recht der Ablehnung
eingeräumt iſt. Außerdem iſt es unſern Bemühen gelungen,
feſtzulegen, daß die Beſtimmung d s Geſ tz:s vom Jahre
1917, wonach durch Reichsgeſetz vorbehalten bleibt, ob und
in welcher Höhe das Reich an den Gewinnen der auf Grund
dieſes Geſetzes wiederhergeſtellten Schiffe zu beteiligen iſt
und ob hinſichtlich der W di ſer Schiffe Be
ſchränkungen notwendig ſiud, auf dieſen Vertrag ebenfalls
Anwendung findet.

e

Gegen die 6anktionen.

Der Vollzugsausſchuß der Zweiten der
zurzeit in London tagt, beſchloß die Veruſung einer Sonder-
verſammlung des Vollzugsausſchuſſes und der Vertreter der
parlamentariſchen Parteien und der Jnduſtrie der in Frage
kommenden Länder, Dieſe Verſammlung ſoll vom 31. März
bis 3. April in Amſterdam tagen und die Frage der Zwangs
maßnahmen und der Reparationen beraten. Sie wird außer
dem Torſchläge machen, über die ſich alle Parteien verſtända
gen werden.

Labour Party gegen Strafzoll.
Bei der dritten Leſung der Reparationsbill beantragte

Elynes die Verwerfung der Till aus den Gründen, weil ſie
eine nicht übliche Politik der Alliierten darſtelle, weil ſie
dem britiſchen Handel ſchaden und die Arbeitsloſigkeit ver
mehren würde, und weil keine genügenden Anſtrengungen
gemacht ſeien, um eine Beilegung durch Uebereinkommen
zu ſichern.

Lord Robert Cecil erklärte, er ſei ebenfalls der Anſicht,
daß zahlreiche ernſte Einwände gegen die Vorlage beſtän-
den. enn ſie aber hauptſächlich deshalb eingebracht wäre,
um die Reparationen von Deutſchland zu erhalten, ſo würde
er es ſehr ſchwer ſinden, nicht dagegen zu ſtimmen. Mit
Bezug auf die Ge.ſetzlichkeit der Anwendung der Zwangs-ahnen erklärte Lord Robert Cecil, ſoweit er die Er-
klärungen des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten verſtehe, wolle
dieſer Lie Zwangsmaßnahme nicht nur zum Zwecke der Ein
treibung der R. parationen, ſondern auch zur Erzwingung
anderer Teile des Vertrages von Verſailles anwenden. Er
ſagte, es wäre berechtigt, daß die deutſche Regierung an den
Völkerbund wegen der Ungeſetzlichkeit der Aktion der Alliier-
ten appelliere. Die Deutſchen beſtritten nicht ihre Verpſlich-
tung, zu bezahlen, ſondern nur den Betrag, den ſie bezahlen
könnten. Dies ſei eine reine Tatſachenfrage. arum ſoll
ſie nicht irgendeinem vom Völkerbunde einzuſetzenden Ge-
richtshof überwieſen werden? Unter Bezugnahme auf die
Geſahr, daß der Appell zum Zweds der Verzögerung benutzt
werden könnte, erklärte Cecil, er denke, es müſſe Bedingung
des Appells ſein, daß Deutſchland auf jeden Fall die Annui-
täten, zu denen es ſich unter gewiſſen Bedingungen für fünf
Jahre bereit erllärte, entrichten müſſe.

Generalſtaatsanwalt Howart erklärte, nichts wäre in
be ug auf die allgemeine g: verkehrter, als anzunehmen,3 ie Verhandlungen beendet ſeien. Die Regierung

9 bereit und gewillt, die Verhandlungen
ortzuſetzen, falls jetzt oder zu irgendeinem ſpäteren

Zeitpunkte utſchland ein vernünftiges Angebot machen
wolle. Die Vorſchläge, die von den Vertretern Deutſchlands
auf der Londoner Konferenz gemacht worden ſeten, liefen
auf die Erklärung hinaus, daß ſie nicht die Abſicht hätten,
den Friedensvertrag in der vitalen Frage der Reparatio-
nen auszuſführen. Er gebe dieſe Erklärung im vollen Be
wußtſein ihres Ernſtes ab. Die Pariſer Vorſchläge der
Alliierten ſeien nicht eine Verſchärfung des Vertrages, ſon
dern eine Milderung ſeiner Strenge. Sie ſtellten eine Her-
abſetzung um 30 Prozent deſſen vor.

tiniſter Chamberlain erktlärte, bisher ſei auf die An
frage bei den alliierten Mächten, ob ſie gewillt ſeien, ähn-
liche Geſetzgebungen einzuführen, nur von Porrugal eine
bejahende Antwort ein J (Frankreich hat das Ge

Erwerbsloſenunterſtützung Velgien ie e wiedabei. Red.) Chamberlain
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maßnahme oder als ein Mittel Einſammeln der Rrationen werden ſoll. Seiner ſicht nach ſei es duccheas
nicht unwahrſcheinlich, daß die Bill bald in der zweiten Hin
ſicht wirken werde. Er habe von gut unterrichteter Seite
eine r daß nach Anſicht von Männern,
die an den geſchäftlichen Beziehungen zwiſchen beiden Län-
dern ſehr intereſſiert ſeien, dies nicht unwahrſcheinlich ſei.

Darauf wurde die Bill in dritter Leſung mit 132 gegen
103 Stimmen angenommen.

Parteinachrichten.

M „Mul-genung 10921“.
hrend im Vorjahre der Kapp-Putſch die rechtzeitigeHerſtellung der geplant geweſenen Mai eſtſchrift ver doerkt

ſo daß notgedrungen die Mainummer von „Volk und Zeit“
zum Erſatz herangezogen werden mußte, läßt der Partei-vorſtand in dieſem Jahr wieder eine eigene Ratgeitung für

die Partei bei der Buchhandlung „Vorwärts“, Berlin,SW. 68, erſcheinen. Bei einem ümſong von 16 Seiten und

in Tiefdruck auf gutem Papier hergeſtellt, wird ſie ſich ſo
wohl textlich als au durch ihren reichen künſtleriſchen Bilder-
ſchmuck den beſten früheren Feſtſchriften zum Weltfeiertag
würdig anſchließen. Den Maigedanken feiern eine Reihe
rückſchauender und zielweiſender Beiträ namenhafter Ge-
noſſen. Jm beſonderen findet der 1. Mai in ſeiner Be-
ziehung zu den Frauen eine ausführliche Behandlung, ferner
auch die ſich aus ihm für unſere arbeitende Jugend ergeben-den Forderungen und Ziele, worüber Gen. E. R. Hkuller,

Magdeburg ſchreibt. Die Maizeitung gibt in Wort und
Bild Zeugnis von dem ſchweren körperlichen und geiſtigen
Schaffen unſeres Volkes und ſteht naturgemäß unter dem
Zeichen der für Deutſchland ſo hart verlauſenen Londoner
Konferenz. Denn letzten Endes werden die unmenſchlichen
Fepee ee welche die Entente uns aufzuzwingen trachtet,

eſſel und Kette für die deutſche Arbeiterſchaft ſein. Mit
laut veruehmlicher Stimme appelliert daher die diesjährige
Maizeitung an die Solidarität der Arbeiterſchaft in den
Ententeländern. Nicht nur Deutſchlands Zukunft iſt in Ge
ſahr, ſondern der internationale Maigedanke überhaupt.
Niemals tat es mehr not, den alten Kampf und Befreiungs-
ruf „Proletarier aller Länder vereinigt cuch“ dringlicher
in die Welt hinau-zuſd,reien, als jetzt. Daß er ſeine Wirkun
nicht verſehle, dafür muß die r Arbeiterſchaft
durch eine maßenhafte Verbreitung der „Maizeitung“ ſelber
ſorgen, die ob ihren reichen Jnhalts und anſprechendeig
Aeußeren, ülerall guter Auſnahme ſicher iſt.

Jeder, auch der kleinſte Ortsverein, wende ſich daher
wegen des Bezucçes einer größeren Anzahl ſofort an ſein
zuſtändiges Sekretariot. oder direkt an die Buchhandlung
„Volkoſtimme“, Gr. Ullrichſtraße 27.

Ernſt Grenz geſtorben.
Jm Alter von 66 Jahren iſt im Dresdener Stadtkrankenhaus

nach turzem, ſchwerem Krankenlager der frühere Reichstags
abgeordnete und jetzige ſächſiſche Landtagsabgeordnete Genoſſe
Ernſt Grenz aus Leipzig geſtorben. Er hat von 1903 bis 1907, vor
1912 bis zur Revolution dem Reichstag als Vertreter des Wahl
kreiſes Annaburg angehört und war ſeit Februar 1919 Abgeord
neter n der ſächſiſchen Volkskammer und jetzt im ſächſiſchen Land
tage. Jn der Partei, der er ſeit 1876 angehörte, hat er als
Organiſator und Agitator Hervorragendes geleiſtet. Zehn Jahr
gehörte er dem Bezirksvorſtand in Leipzig an. Er war gelernte
Former und als ſolcher viele Jahre Vertrauensmann der Forme
Deutſchlands.

Rotizen.
Geheimkonferenz der U. S P. D. Jm Reichstagsgebäude ve

gann am letzten Sonntag die Reichskonferenz der Unabhängige
Soz'aldemolratiſchen Partei Deutſchlands, die bis zum Dienstag
tagen wird. Die Reichskonferenz, die hinter verſchloſſenen Türen
tagte, war von etwa 200 Perſonen beſucht. Als Vorſitzende wur
den Cr ſpien und Ledebour gewählt. Und ſie zählten die Häupter
ihrer Lieben

Nur franzöſi ches Geld im Saargebiet. Die Regierungs
komm ſſion des Saargebietes erläßt eine Verordnung, wonach ſie
in ihrer Sitzung vom 16. März beſchloſſen hat, vom 1. Mai 1921
ab ſämtliche Einnahmen, gleichviel welcher Art, der Eiſenbahn
ſowie der Poſt, und Telegraphenverwaltung in Franken zu er
heben, ferner das Perſonal dieſer Verwaltungszweige zu beſolden
bezw. zu entlohnen.

Aus (llet Well
Großer Raublüberfall.

Das Berliner Poſtamt 54 wurde in der Nacht vom
Sonntag auf Montag m r Es wurden 1300000
Mark Poſtgelder geraubt. Auf die Ergreifung der Täter
wurde eine Welohnung von 20 000 Mark ausgeſetzt.

Berlin. Fliegerunglück. Auf dem Flugplatz Johannis-thal 1 geſtern der Entfeſſelungskünſtler Siens als
er auf der T eines Flugzeuges vor Vertretern der Preſſe
Akrobatenkunſtſtücke vollführen wollte. Das Flugzeug rutſchte in
einer Kurve ab und ſtürzte außerhalb des Flugplatzes nieder.

der Flugzeugführer Hauptmann v. Bentheim unverletzt
blieb, geriet der Künſtler unter die eine Tragfläche und wur
lebensgefährlich gequetſcht.

Oslawan (Mähren). Grubenegplo ion. Geſtern nach
mitta auf der Grube „Kukla* in Oslawan eine Explo-n lage er ter, wobei 14 Bergleute ums Leben kamen.

ie Rettungsarbeiten wurden ſofort eingeleitet. 11 Verletzte
brachte man ins Krankenhaus. Jn der Grube befinden ſich noch
10 Bergleute, zu denen bis 11 r abends die Rettungsmann-
ſchaften nicht gen konnten. ie Arbeiten wurden auf der
Grube durch die Exploſion nicht unterbrochen.

Reueſte Nachcihten und Telegramme

Freude in Oeſterreich.

Salzburg, 22 März. Das in Oberſchleſien rief in allen Bevölkerungskreiſen lebhafte Freude und
Genugtuung hervor. Die Regierungsgebäude und zahlreiche Häu
ſer zeigen Flaggenſchmuck

e e e eeeeeeeeeeeeeeeeeee e eDie Glücks ollekte Rlon. Meyo,
Hier, Obere Leipzigerſtraße 46,

bittet hierdurch das Lotter e ſpielende Puolikum Louerte-Leſen und Gewinn
ſten mehr Beachtung u ſchenken. Der n von 20600 Mart
der Muſcumss GeldLotterie, welche am 10. ünd 11. d. Mis in
gezogen wuroe, ſiel auf Rr. 66440 in genannte und iſt bis
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Die engliſche Preſſe uder die Abſtimmung
London, 22. März. Alle Abendblätter heben den großenvettſchen Sieg in Sterſchteften hervor. Star bezeichnet das Er

zebnis als einen ſehr ernſten Schlag für Polen. Der unmögliche
franzöſiſche Traum von der Niederhaltung Deutſchlands ſei jetzt
ausgeträumt. Das Ergebnis der Abſtimmung ſei ein Schlag für
die Politik Frankreichs, Polen zu einer Bedrohung Deutſchlands
machen zu wollen.

Die erſten Schritte zur Aufnahme der ruſſiſch- engliſchen
Handelsbeziehungen.

London, 22. März. Laut Weſtminſter Gazette hat das Mit-
glied der ruſſiſchen Handelsdelegation, Karrach, geſtern mit dem
Bürgermeiſter von Cardiff und Vertretern der Cardiffer Handels-
welt die Frage der Eröffnung von Handelsbeziehungen zwiſchen
Cardiff und den Republiken von Rußland, Polen Finnland. Li-
iauen und Lettland, insbeſondere mit Bezug auf Kohlenverſorgung
nd Schiffsbedingungen beſprochen.

Keine Anerkennung der Sowjeregiernng auf Grund des
ruſſiſch- engliſchen Handelsabkommens.

London, 22. März. Jm Unterhauſe wurde von Se ten der
Regierung auf diesbezügliche Fragen erklärt: Jm engliſch ruſſi
ſchen Handelsabkommen iſt nichts enthalten, was einen britiſchen

Anrerrun verinvern ronnre, ein gerichniches Verfahren anhängig
zu machen, um den Rechten britiſcher Untertanen Geltung zu ver-
ſchaffen, wo die engliſche Gerichtsbarkeit Gewalt habe. Die An-

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zerle
20 Pfa. Jm Vereinsaneiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſell. gen.
gewerkſchaſtlichen n. politiſchen Organtſotionen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

Am 25. 3. 1921 Karfreitag) ſindet ſeitens des GeMerſeburg. werkſchaſtskartells eine Feier ur Einweihung eines

Findlings als Gedenkſtein für die Mär ge allenen ſtatt. Wer brin
gen dieſes hiermit den gewerkſchaftlich organifierſen Genoſſen zur

Kenntnis. Der Vorgand.M h Alle Sancgesgenoſſen treffen ſich Mittwoch, den 23. 3.er e urg. abends 8 Uhr, in den „3 Schwänen“.
Der Vorſtand.

D ligſch. Mittwoch, den 23. März. abends 8 Uhr. im Bismarcke (K eines Zimmer r Das Erſcheinen
aller Funktionäre iſt in Anbetracht der wichtigen Verhandlungs-
gegenſtände erforderlich.

Der Vorſtand.

erkennung der Sowfetregierung ergebe ſich nicht durch das Handels

abkommen. Die britiſchen Kaufleute, die unter dem Handels
abkommen mit Rußland Handel trieben, hätten allein die Ver
antwortung für den Ausgang ihrer Unternehmungen in Rußland.
Die britiſche Regierung habe das Recht, eine offiz elle Kommiſſion
nach Rußland zu entſenden, um das Abkommen zu erleſchtern und
durchzuführen ſowie um die Jntereſſen der t Brieiſſen Unterlagen
zu ſchützen

Verantwortlich Für Polit. Partemachrichten und Gewerkſchaft ches Paul

Täumel; „Aus dem Stadtkreis* und Feuilleion Wilit Lanke; für
Prov nz und den übrigen redaktionellen Teil i. V. Hans Häcz für die Inſerate
Wilhelm Herzigz ſämtliche n Halle. Druck und Verlag der Voiksſtimme

G. m. 2 H. u Halle. Gr. Ulrichſtr 27

Lebensmittel Kalender.
Petroleumpreiſe. Das Reichswirtſchaftsminiſterium hat für

die Zeit vom 16. März 1921 ab bis auf weiteres, mindeſtens aberbis zum 30. April 1921, folgende Petroleumpreiſe feſtgeſetzt. Es
beträgt: 1. der Literpreis bei Lieferung aus Straßenwagen frei
Haus des Kleinhändlers 5,80 Mk., 2. der Literverkaufspreis abLaden des Kleinhändlers (Verbraucherpreis) 6,50 Mk.

Weifengrieß. Auf die Marke Nr. 1 der Sonderkarte für alte
Leute und Jugendliche gelangt vom 23. bis 31. März 1921 in den
durch Plakate kenntlichen Geſchäften 25 Pfund Weizengrieß zum
Preiſe von 95 Pfg. zur Abgabe.

Amtliche Bekanntmachungen.

e Weißenfels
Für die Wahl des Be'riebsrats, des Arbeiterrats und

des Angeſtellienrats ſür den Magiſtrat iſt von jeder Arbeir
nehmergruppe nur je eine gültige Vorſchlagsliſte eingereicht
wo den. Gemäß S 8 Adſ. 2 Satz 1 der Wahrordnung gelitrn
daher als gewählt:

Als Betriebsratsmitqglieder

und zwar als Arbeitermitglieder
Hauer, Guſtav Weißenfels,Degen, Reinhold
Madel., Qtto
Phillivp. Paul
Schönefeld, Hermann,
Hartung, Artur

als Angeſtelltermitalieder:

Oehler. Karl We enjets
Wahren, Emilals Ergänzungsmitgheder:

für den Arbeiterrat
Vollrath, Friedrich, hier,
Vogel, Emil

iür den Angeftelltenrat:
Drechslerx. Bruno hier,
Enchholz. Alfred
Bach. Willy

Die Arbeitermüglieder des Betricbsrats bilden mit den
Ergänzungsm igliedern für den Arbeiterrat den Arbeiterrat.

Die Angeſtelltenmitglieder des Betriebsrats bilden mij
den Ergän ungsmitgliedern für den Ange elltenrat den An
geſtellt tenrat.

Als Er atzmitglieder für die Mitglieder treten die auf
der Vorſchlagsliſte eweilig folgenden Bewerber ein.

Weißenfels. den 21. März 1721.
Der Wahlvorſtand:

I. Vorſitzender:
ez. Gerecke.

ne

I. u. II. Beiſitzer
gez. Phrlipp

Richter

Bekanntmachung.
Ausgabe von Zuckerwarken für

Gewerbebetriebe.
Die Zuckermaren für den Monat April 1921 werden

an Gaſtwirtſchaften. Konditoreien und Avotheken gegen
Vorlegung des Broticheines des Betriebsinhabers am
Donnerstag, den 24. d. Mts. in der Markenausgabe-
ſtelle. Kloſterſtraße 8. von 8—1 Uhr verabfolg:.

Auj pünkthiche Abholung der Warken wird ganz be-
ſonders hingewieien. Zu dem feſtgeſetzten Termine nicht

Marken ſind verfallen.

Weißenfels den 22. März 1921.
Der Maniſtrat. Lebensmitt elamt.

rFeuermelde nd Alarmanlage.

Die ſeit längorer Zeit Benutzung entiogene öffent-
äche Feuermelde- und Alarmanlage wird vom 1. April d. J.
ib wieder in Betrieb geietzt.

Durch die Jnbetriebſetzung der Anlage muß vermieden
verden. daß die Freiwillige Feuerwehr die ſich ſelbſtlos in
den Dienſt der Allgemeinheit ſtellt. böswillig alarmiert wird.
Es heißt dieſen Opferſinn ſeiner Mitbürger ſchlecht lohnen.
wenn es jemand unternimmt. aus Bosheit und Uebermut
die Zeit und Arbeit ſeiner Mitmenſchen ohne jede Ver
inlaßung in Anſyruch zu nehmen. Die Einwohnerſchait der
Stadt bitten wir um Uaterſtützung bei mißbräuchlicher Be
utzung der Feueralarmanlace.

Jeder. der dazu beiträgi. einen der Täter durch Anzeige
zu ermitteln macht ſich um die Stadt und ſeine Mitbürger
verdient und erhält eire Belohnung von 50. Mark.

Der Täter hat gerichtliche Beſtrafung wegen Sach-
beſchädigung und groben Unfuags zu erwarten (SS 304, 3601
Rei chsſtrafgeſt zbuchs).

e ßen fe 8

abgeholte

2 den 12. März 1921.
Der Magiſtrat.

WÜraaCinreichung der Rechnungen für ſtädtiſche

Lieferungen und Leiſtungen.
Ge'chäftsleute und Handwerker, welche im Vechnungs-

jahre 1920 (1. April 1920 bis 31. Mä z 1921) Waren ge
liefert oder Ardeiten ausgeführt und ihre Rechnungen noch
nicht eingereicht. haben, werden hierdurch au. gefo dert, die
'elben unter Beifügung der Beſtellzettel uſw. w. um
jehend ſpäteſtens aber bis 10. April ds. Js. den zu
Nändigen Dienſtſtellen einzureichen.

Wir machen ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß For
derungsberechtigte, die dieſe Friſt nicht einhalten und hier
durch den Rechnungsabſchluß in unnötiger Weiſe erſchweren
zu gewärtigen haben, daß e künftig bei Beſtellungen nicht
nehr berückſichtigt werden können.

Weißenfels, den 15. März 1921.
Der Magiſtrat.

Kaufgeſuche

Ankauf von
Juwelen, Gold-

Silberbruch
t. Lerner

e Tel. 2191.

Oster bedarf
empfehle ich mein reichhaltiges Leger in

Damenkonfektion,
Mäntel, Blusen und Kleider,

Damen- u. Kinderwäsche,
Taghemden, Beinkleider, Untertalllen. Stickerelröcke und

Prinzeßröcke, Nachthemden und Nachtſacken.

Keine Personalspesen! Niedrigste Preisberechnung l

Quto Wirth Am Neumarktstor

Mittwoch, d. 23 März.
Anfg.7 Ende Uhr

Drum prüfe,

Wer gich ewig bindet

Don Pasquale)
Operette von Donizetti

Donnerstag
Die Walvüre

von Richard Wagner

Restaurant
Hohenzollen Heneburn

Mittwoch
Kchlachte-

kezt

Schluss cier Angeigen-
Annahme 9 Uhr.

ſf Uerren- Moden e 25
spez. Kunststopferei. Umarbeitung

2 Wendoer, Reparaturen u. Au'bügeln

3 wird sachgemäss ausgeführt.F. R. Ludwig Krausenstr, 24. Osfern

3295. II mr un u
wird viele Damen zum

ie

Marx ſche
Geſchichits/

Geſellſchafts u.

Zwer vornehme, ſtarke Halbleinenbände

kine auf die neueſte Forſchung gegründete
großzügige marxriſiſche Soziologie/

e les
veron lassen. Reich-Sta atstheorie halſige Auswahl zu

Von Prof. Heinrich Cunow Fabrikpreisen bei

franz
wie ſte bisher in der Literatur

gänzlich fehlte!

Der erſte Band liegt vereits vor, der
zweite folgt in den nächſten Monaten

Preis des erſten Bandes
in Halb einen gebunden M. 42,50

und Sortimentszu ſchlag

Kleiner Berlin
Strasse (Ecke

Merseburge
Gegrün

Beſtellſchein

20

fün terſcrif ij

um171 eſſe]

e
W d2 Jch beſtelle hiermit Exempl.

Cunow: Die Marx'ſche Geſchichts, Geſell
ſchafts und Siaaisiheorie 2 Halbinen-
bande Preis fur den 1.Dand M. 42,50

Einkauf eines

anten Autes

Siroh- und Filzhut-Fabrik,

Zenk,
1--2, Leipziger
Poststrasse 1),

r Strosse !61 3
det 1910.

m
o

zirkulgation gebrauchen Si
Jahren erprobten

ſowie unterſchrieben
rn

el

Dieſen Beſtellſchein
bitten wir auszuſchn t e n u v d füllt

Gr. Ulr. chstr. 27.

buchh'nd'unm 9. i winneen uüvert

oder Frebar-Tee. Erhältli

depots:
Der ot, Leipzigerſtr.

Bei Einkäufen
bitten wir unsere Parteigenossen und Leser
sich auf die Inserate in der „Volksstimme“

zu beziehen.

Große Ulrichſtraße 63.
J

9 d
t

echten

„Frehbar““, extraſtark.
Erhöhte, beichleunigte Wirkſamkeit durch Dovpel
flaſchen extraſtark in Verbindung mit Frebar Pulver

theken. Drogerien und einſchlägigen Geſchäſten. Haupt

r r Geiſtſtr. 15; SanitasCcl e Poſtſtraße): C. Klappenbesg Gr.

Waltsgott Nachf. Gr. UlrichſtraßeAlbert Schumann, Steinweg 46/47. Fritz Sreer.

I

Bei krankh. Störungen u. Stockungen der Blut
ie ſofort ſeits die eit vielen

Menſtruationstropfen

ch in allen arößeren Apo

E. Kertzſcher, Leipz gernſtr.
3 41.

2

t t

Schlafzi mer
Küchen

Herren Speiſezi“ mer

Vermiſchtes
öblbudFürſtental

Robert Franuzfe r. 10.
ſtark radium alt. Schmiedebag
Moor- u. medi iniſchen Boder

Freih. v. Friesen ſche
Gattendirektton, Rötha

Speztalverkaurt
Halle (S.), Steinweg II

und einzelne Möbel.

Wringmaſchinen H. Bergmann,
repariert und eetzt neue Jnh. R. Fbeling,

Waljen ein Möbelfabrik,Otto Sparmann. neben Halle, Fleiſcherſtraße 30/31.
WS halla. Fernſpr 6504. Tel. 2382.

Marbisenstne

Max Albert,
Prinzenſtr. 18, Tel 6179.

Z2

Dauerhafte
blieftacchen7

(Kornse'fen

Feinseifen
nur beſte Qua'itäten

in prima Leder
und

allen PreislagenFruchtweine, Billigſte Bezugsquelle sehr preiswert. Auswahl, dasür den Ha Stück 40 400 Mark.Feuchtfäfte, h r H. Brasemann Juwelier TittelsMarmel alen P. t Sch ulz, eder e erlai- Tr gecke,
Pfäl e 19. es cFrüqhte W 3 e W nur Schmeerstr. 19

Massiv goldene
I

in denkbar größter

T J

str. 51.

Nur noch bis Donnerstag!

Friedrich Zeinik
und Fritz Schulz

die beiden sympathischsten Darsteller und
Lieblinge der Hallenser

J feiern täglich Triumphe
in dem spannenden Abenteurerfilm

Monte Carlo
5 Akte von fabelhafter Spannung

W

Hierzu 2 Lustspfele
Karichens erster Brautbesuch,

(2 Akte) sowie:
Möblierte Wohnung zu verm 'eten

(2 Akte)
Ah

Beginn pr. 4.00 6.05 und 8.15
Bis 5 Uhr kleine Preise bei

vollem Programm.

Jeder kauft preiswert!

Viktorig-Erhſen la 1 Pfd.
Grüne Erbſen la
Weißer Grieß la
Margarine, ullerfeinſte, 1 Pfd.

Kunſthonig la
Pflaumen, glerfeinte
Hafermehl in Vaketen, heſtes
Hw'erflocken, beſte

See la Quulität i
Linſen Ia 1 Pfd. 4.90

Kaffee Kalao öeiiri

Otto v e s72 a. S, Witieluraße 21.

,00

2
J

J.

2

009u
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Jeder Bezieher des Kommentars zum Betrieds-

rätegesetz von Dr. Georg Flatow braucht
auch den soeben erschienenen

Kommentar
zu der Verordnung betreifend Maboahmen

gegenüber

Betriebsabbrüchen
und Stiliegungen
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Halle, Olenstag, 22. März 1921. Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 68
t AAſßAAIVParlel Angelegenheiten

Verein ArbeiterJugend. Heute, Dienstag, abends 7 Uhr,
finden in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraße, ein Brettſpiel-
abend ſatt. Um zahlreiches Erſcheinen bittet Der Vorſtand.

Aus dem 6ludtlrels.
Halle, 22. März 1921.

geffentliche 6tadtverordnetenſitzung
Nachbewilligungen und kein Ende. Ein Unglückstag ſür die

Kommuniſten.

Jn der vorletzten Sitzung wurde mit den Stimmen der
3 Linksparteien eſchloſſen, den Bau von Kleinwohnungen in
ſtädtiſcher Regie ausführen zu laſſen. Geſtern ließ dazu der Ma
giſtrat erklären, daß er dem Beſchluſſe ſeine Zuſtimmung verſagen
müſſe. Nach den Beſtimmungen der alten Städteordnung wäre
damit die Sache erledigt. Es wird Zeit, daß dieſe bald in den
Orkus verſchwindet. An ſonſten waren das A und O der geſt-
eigen Verhandlungen „Nachbewilligungen“. Es langt nirgends
mehr zu. Einigermaßen ſichere Berechnungen laſſen ſich bei Auf-

ſtellung von Projekten überhaupt nicht machen und ſo kehrt im
mer wieder in den Vorlagen der Satz ein: „Trotz größer Spar
ſamkeit Die einzige herzerfriſchende Tat die geſtern geſchah,
war die Rede des Kommuniſten Kilian. Jn ſeiner Eigen-
ſchaft als Dezernent des Schlacht und Viehhofes verteidigte er
jeinen Stadtverordnetengenoſſen gegenüber die Gebührenerhöhung
für die Freibank und für den Schlacht- und Viehhof in ſo ge
ſchickter Weiſe, wie es kaum beſſer von anderen Seiten hätte ge
tan werden können. Er erteilte damit zugleich den Herren Bo-
witzki und Genoſſen eine gehörige Lektion. Ja, ja, Herr Kilian,
wenn man ein Amt hat, ſieht man die Dinge auf einmal in einem
zanz anderen Lichte und fühlt Verantwortung. Es muß über
jaupt geſagt werden, daß die Kommuniſten geſtern einen ſchwar-
zen Tag hatten und andauernd daneben hauten. So auch bei dem
Tagesordnungspunkt: Kündigung des Mietvertrages der Stadt
mit der Firma Lewin im Stadthaus. Von bürgerlicher Seite
kam dazu der Antrag, dieſen Punkt geheim zu verhandeln.
Die Kommuniſten wollten durchaus öffentlich über den Antrag
abſtimmen, wurden aber dann von ihren Genoſſen Kilian über-
zeugt, daß über einen Antrag auf geheime Beratung nach der
Heſchäftsordnung auch nur geheim abgeſtimmt werden kann. Alſo
auch hier Herr Stadtrat Kilian als rettender Engel.
Während dann die Stadtväter „unter ſich mit dem Antrag
„rangen“, verzehrten die Preſſevertreter im Vorraum ihre Fett-
tullen und waren ſichtlich erfreut, als ihnen mitgeteilt wurde,
daß die Stadtverordneten auf die Oeffentlichkeit verzichteten.
In der geheimen Sitzung ſoll es noch, wie ein bürgerliches Blatt
mitteilt, (deshalb iſt die Sitzung geheim) hoch hergegangen ſein.
Es wollte ſich keine Löſung finden laſſen. Endlich aber einigte
man ſich auf einen Antrag der beſagt, daß der Magiſtrat ermäch-
tigt wird, den Mietvertrag mit der Firma J. Lewin, der noch
bis zum 31. März 1922 läuft, nicht zu erneuern. Der Magiſtrat
ſoll aber eine beſondere Vorlage über die Verwendung der frei-
werdenden Räume einbringen.

Infolge Verhinderung des Stadtverordnetenvorſtehers Keil
and ſeines Stellvertreters, übernahm Herr Schriftführer
Buſſe den Vorſitz. Er gab zunächſt eine Mitteilung des Magi-
ſtrats bekannt, worin dieſer erklärt, daß er dem Beſchluß der Stadt
verordnetenſitzung, den Bau von Kleinwohnungen in der Frei
imfelderſtraße in ſtädtiſcher Regie auszuführen, nicht bei-
treten kann. Ein Antrag der Kommuniſten, Einrichtungen
u ſchaffen wo ſich die Kinder der arbeitenden Mütter aufhalten
cönnen, wird in der nächſten Stadtverordnetenſitzung beraten
werden. Hierauf wurde in die Verhandlungen nach der Tages
ordnung eingetreten.

Die Aufſſichtsbehörden haben den Nachtrag zur Luſt-
zarkeitsſteuer- Ordnung unſerer Stadt gemäß Ge-
meindebeſchluß vom 17. und 18. Januar 1921 genehmigt mit
Ausnahme der Beſtimmungen über die Beſteuerung der Pferde-
rennen, da dieſe keine Luſtbarkeiten ſeien. Der Magiſtrat beab-
ſichtigt, eine beſondere Steuerordnung über die Beſteuerung
der Pferderennen durch eine Kartenſteuer zu erlaſſen,

während die übrigen Beſtimmungen des Nachtrages alsbald in ſ duktive Erwerbsloſenfürſorge verwandt würde. Die danach vor

Kraft treten ſollen.
Die Stadtverordnetenverſammlung ſtimmt dem zu.
Die Gebührenordnung für die hieſige Frei-

bank, welche der Magiſtrat erlaſſen hat, gah Anlaß zu einer
kleinen Debatte.

Stv. Bowitzki (Komm.) fragte an, ob die Gebühren-
erhebung auf die Preiſe des minderwertigen Fleſches geſchlagen
wreden ſoll, worauf vom St. Man gold (Dem.) erklärt wurde,
daß die Gebühren die Beſitzer des Viehes tragen müſſen.

Zur Aenderung der Gebührenordnung für
den Schlacht- und Viehhof wurde ebenfalls von den
Kommuniſten darauf hingewieſen, daß ſie die Vorlage ablehnen
müſſen, wenn keine Gewähr dafür gegeben iſt, daß ſich die Fle.ſch
preiſe nicht erhöhen.

Herr Kilian, Dezenent für den Schlachthof antwortete
darauf: Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſich die Preiſe für das
Fleiſch erhöhen müſſen, wenn die Gebühren im Schlacht und Vieh
hof ſte.gen. Aber durch eine ſolche geringe Gebührenerhöhung wie
vorgeſehen, werden die Preiſe kaum eine merkliche Steigerung er
fahren. Der Schlacht und Viehhof ſoll natürlich geſundheitlichen
Zwecken dienen. Bei der ſchlechten Finanzlage der Stadt muß
aber möglichſt ohne Zuſchüſſe gewirtſchaftet werden, weshalb ich
b.tte, die Vorlage anzunehmen.

Es wurde ſo beſchloſſen.
Zur Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes

hat der Magiſtrat beſchloſſen, einen Zuſchlag von 50 Prozent zu
den feſtgeſetzten Steuerſätzen zu erheben. Wie in der Vorlage
ausgeführt wird, ſoll die Erhebung des Zuſchlages einen erhöhten
Schutz für die hieſigen Gewerbetre' benden gewährleiſten. Die
Stadtverordneten genehmigten de Vorlage.

Der Magiſtrat hatte beantragt, ihn zu ermächtigen, bis
zur Feſtſetzung des Haushaltsplanes für das Jahr 1921 die im
neuen Rechnungsjahre entſtehenden Ausgaben für Rechnung der
Stadt in dem Maße und in der Art zu leiſten, wie es die Not-
wendögkeit der geordneten Fortführung der ſtädtiſchen Verwaltung
auf den b.sherigen, durch die ſtädiſchen Körperſchaften geſchaffenen
Grundlagen erfordert.

Dazu ſtellte Stv. Steinbrück den Antrag, für das erſte
Vierteljahr nur ein Fünftel der Jahresſumme
zu bewilligen. Der Antrag findet Annahme.

Deputationsbeſchlüſſe über Erteilung von Zuſchlägen auf
Bauarbeiten und Lieferungen haben bisher der Genehmigung des
Magiſtrats bedurft, ſobald die erforderlichen Mittel im Einzel-
falle den Betrag von 10 000 Mk. überſteigen. Dieſe Beſchränkung
entſpricht nicht mehr dem geſunkenen Geldwert; ſie führt zu un
liebſamen Verzögerungen, die finanzielle Nachteile für die Stadt-
gemeinde haben können. Dem heutigen Geldwert entſprechend
wurde deshalb beſchloſſen, die Grenze auf 100 000 Mk. feſtzuſetzen.

Von Oſtern 1921 ab ſoll außer der bewilligten ſiebenten Sprach-
heilklaſſe die Einrichtung zweier neuer Sprachheil-
k laſſen und zwar einer dritten Sprachheilklaſſe für das zweite
Schuljahr und einer Sprachhe lklaſſe für das vierte Schuljahr er-
folgen. Die erforderlichen Mittel ſind im Etat für 1921 bereit
zuſtellen. Die Vorlage findet Zuſtimmung.

Jn Uebereinſtimmung mit der Schuldeputation wurde die
Einrichtung eines Schulgartens an der Johannes-
ſchule beſchoſſen. Die Koſten ſollen m t 8700 Mk. aus Kap. XXIV.,
14 1920 entnommen und in den Haushaltsplan 1921 mit 4060 Mk.
eingeſtellt werden.

Jm Jahre 1916 wurden der Kanal und die Futtermauer der
Straße Neuwerk fertiggeſtellt. Für den Fußgängerverkehr wurde
durch Herſtellung eines Moſaikweges geſorgt, auch Bäume wurden
gepfianzt. Wegen des Kriegszuſtandes mußte jedoch die Befeſti
gung des Fahrdammes auf der Strecke vom Stecknerſchen Gruno
ſtück bis zur Pſälzerbrücke ſowie die Befeſtigung d. eſer Brücke und
der ſich daran anſchließenden Strecke der Robert Franzſtraße bis
zur Burgbrücke unterbleiben. Nunmehr ſoll die Ausführung vor
ſich gehen. Die Koſten betragen hierfür 451 000 Mk.

Stv. Steckner (Dem.) äußerte ſchwere Bedenken gegen dieſe
Vorlage. 451 000 Mk. würden nicht ausreichen. Das Geld könne
beſſer zum Ausbau wichtigerer Straßen benutzt werden. Nachdem
ſich noch die Stvv. Finger (D. V.) und Wolf (Unabh da
gegen ausgeſprochen hatten, äußerte Stv. Günther (Komm.),
daß er an der Vorlage feſthalten wird, da das Geld für die pro-
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genommene Abſtimmung ergab Ablehnung der Vorlage,
Es iſt notwendig, die Pumpſtation Weingärten durg

Herſtellung einer neuen Drucklettung an den Hauptſammelkanal
in der Glauchaer Straße anzuſchließen. Die Geſamt-
koſten betragen nach vorgelegtem Koſtenanſchlag 18 000 Mk. Die
Verſammlung beſchoß die Herſtellung der neuen Druckleitung nebſt
Erneuerung der maſchinellen Anlage nach Maßgabe des vorge-
legten Projekts und Koſtenanſchlags zu genehmigen und die er
forderlichen Mittel aus der Anleihe von 1920 zu bewilligen.

Weiter wurden zur Deckung der Koſten für die Kanalſchächte
des ſtädtiſchen Schlacht und Viehhofes 9000 Mk. aus dem Schlacht
hoferneuerungsfonds und 6000 Mk. aus dem Viehhofserneuerungs-
fonds bewilligt.

Für den Umbanu des Grundſtücks Großer Ber
lin 14 zu Zwecken des ſtädtiſchen Arbeitsamtes
werden 61 747,04 Mk. nachbewilligt.

Ebenſo werden für die Erweiterung der elektriſchen Lichtanlage
im Polizei Dienſtgebäude die Mehrausgaben in Höhe von
1830,37 Mt. bewilligt.

Nachbewilligt werden ferner zur Herſtellung einer beſonderen
Keſſelanlage für die kaufmänniſche Fortbildungsſchule
im Turnhallengehbäude des Stadtgymnaſium
3142,46 Mk.

An die Gewerkſchaften und vetriebsrüte!
Von dem Metallarbeiter Paul Weyer wird, angeblich im

Auftrage des Gewerkſchaftskartells, zu Mittwoch abend eine Ver-
ſammlung der Gewerkſchaftsvorſtände und der Betriebsräte ein
berufen. Wir machen darauf aufmerkſam, daß Weyer dazu keine
Befugnis hat und daß daher Beſchlüſſe, die eventuell in dieſer
en gefaßt werden ſollten, keinerlei Gültigkeit

eſitzen.
Zur Erledigung der Geſchäfte des Gewerkſchaftskartells, alſo

auch zur Einberufung von Verſammlungen im B. des Kar
tells iſt nur der unterzeichnete kommiſſariſche Kar-
tellvorſtand berechtigt. Daß dieſer nicht übergangen
werden kann, hat Weyer kürzlich erſt ſelbſt dadurch anerkannt, daß
er die Gewerkſchaftsvorſtände aufforderte, die von uns ausge
chriebenen Wahlen der Kartelldelegierten vorzunehmen und uns
ie Reſultate zuzuſtellen. Weyer hat es aber nicht für nötig ge

lten, uns gegenüber den Wunſch zu äußern, z eine Verſamm-
ug, wie ſie von ihm einberufen wird, veranſtaltet wird.

Wir weiſen beſonders darauf hin, daß die Wahlen, ſowohl die
der h wie auch die der Betriebsräte noch nicht
abgeſchloſſen ſind. Ehe dies nicht geſchehen, können auch keine wich-
tigen Beſchlüſſe, die für die zukünftige Tätigkeit der Gewertkſchaf
ten, des Kartells und der Betriebsräte entſcheidend ſind, gefaßt
werden. Die von Weyer einberufene Verſammlung iſt daher nur
ein Privatvergnügen ſeiner Perſon und ſeiner Freunde,
geeignet, neue Verwirrung und neue Zwiſtigkeiten vorzurufen.

ir werden ſofort nach Abſchluß der Wahlen eine Verſamm-
lung der Kartelldelegierten einberufen, die zu den ſchwebenden

Stellung nehmen wird. Bis dahin bitten wir die Ge
weriſchaſten und Vetriebsräte, Anweiſungen von anderer Seite
keine Folge zu leiſten.

Gewerkſchaftskartell Halle.
Der kommiſſariſche Kartellvorſtand. J. A.: Willi Heſſe,

Wir trauten geſtern unſern Augen kaum, als wir nach Fertig
ſtellung unſeres Blattes in den Jnſeratenteil blickten. So was
war noch nie da. Das kommuniſtiſche Gewerkſchaftskartell, das
ſich immer noch mit krankhafter Zäh'gkeit am Leben erhalten
will, hatte ſieh mal einer an in unſerem Blatte eine Anzeige
aufgegeben. Wie verträgt ſich das mit dem bisherigen Stand-
punkt? Es war doch Prinzip und Beſchluß, daß weder Anzeigen
noch redaktionelle Mitteilungen an die „ſozialdemokratiſche“ Volks
ſtimme gegeben wurden. Nicht nur vom Gewerkſchaftskartell war
dieſer Beſchluß gefaßt worden, ſondern auch von jeder Gewerlſchaft
noch beſonders. Erſtens weil wir kein Arbeiterblatt ſeien und
zweitens und hauptſächlich, weil wir die Arbeiterſchaft verraten
haben. Stillſchweigend, ohne uns eine Mitteilung zukommen zu
laſſen, hat man dieſe Anſicht und dieſe Beſchlüſſe revidiert. Wir
freuen uns darüber. Wir freuen uns, daß man uns nicht durch
Worte, ſondern durch die Tat beſtätigt, keine Arbeiterverräter
zu ſein und halten es deshalt auch gar nicht für notwendig, daß
die Arbeiter der Aufforderung des kommuniſte ſchen Gewerkſchafts

kartells Folge leiſten, ſondern ſich hinter das vom A. D. G. B. be
ſtellte kommiſſariſche Kartell ſtellen.
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Lohnfordernng der Arbeiter des ſtädtiſchen
Waſſerwerkes.

Die Arbeiter des ſtädt. Waſſerwerkes haben die Forderung auf
ne Wirtſchaftsbeihilje von 200 Mart geſtellt. Jrgend eine freie
Gewerkſchaft ſteht nicht hinter dieſer Lohnbewegung. Lediglich
der ſogenannte „Hand- und Kopfarbeiterverband“, der belkannt-
lich ſogar von der „Roten Fahne“ und auch von kommuniſtiſchen
Organ ſationen als ſchädigend für die Arbeiterbewegung hinge-
ſtellt wurde, will hiermit einen „Erfolg“ erringen. Dieſer Ver-
dand, der weder Anerkennung, noch jemals im Gewerkſchaftsleben
Bedeutung finden wird, glaubt in Halle ſein Schäflein ſcheren zu
können. Wie wir hören, ſoll eine Art Ultimatum an den Mag'-
trat geſtellt worden ſein, das heute mittag abläuft. Hoffentlich
laſſen ſich die Arbeiter nicht durch ein fragwürdiges Gebilde, wie
es der „Hand- u. Kopfarbeiterverband“ darſtellt, zu Torheiten ver.
leiten. Die kommuniſtiſchen Drahtzieher warten ja nur auf
„Aktionen“.

Zwei falſche Meldungen
Einige rechtsſtehende Zeitungen bringen, angeblich aus gutinterrichteter Quelle, die WMeildung, der preußiſche Miniſter des

Jnnern, Severing, habe ſich ernſthaft um den Poſten des Landes-
jauptmanns der Provinz Sachſen bemüht. Dazu teilt der amt-
ſche preußiſche Preſſedienſt mit, daß dieſe Nachricht in keiner
Weiſe den Tatſachen entſpricht. Miniſter Severing hat nie an
ine ſolche Bewerbung gedacht.

Ferner geht ſeit einigen Tagen durch eine Reihe von Blät-
ern, ausgehend anſcheinend vom Bayeriſchen Kurier in Mün-
hen, die Behauptung, Miniſter er elng habe in der Wandel-
halle des Reichstags erklärt: „Das mit der bayeriſchen Einwoh-
nerwehr ſind Zicken. Da müſſen wir wieder einmal ein paar
reußiſche Regimenter hinſchicken und die Bayern zur Vernunft
dringen. Dann iſt gleich Ruhe.“ Dieſe angebliche Aeußerung
es Miniſters Severing iſt frei erfunden.

Zum Eiſenbahnattentat in Ammendorf.
Die Herkunft der von den Tätern am Tatort zurückgelaſſenen

Schraubenſchlüſſel, die zur Löſung der Schiene benutzt worden ſind,
ſt feſtgeſtellt. Dieſe ſind etwa 8 Tage vor dem Attentat aus einer
erſchloſſenen Baubude der u Schlettau, die auf
er Arbeitsſtelle bei Wörmlitz ſteht, mittels Einbruchs geſtoh-
en worden. Wie ſchon früher hingewieſen, können die beiden
Werkzeuge ihrer Größe und Unhandllichkeit wegen kaum ungeſehen
befördert worden ſein, vielleicht ſind ſie auch irgendwo, vorüber
tehend, eingeſtellt worden.

Unter Hinweis auf die ſehr hohe Belohnung ergeht nochmals
n alle, die irgend welche, ſcheinbar auch noch ſo geringfügige
Wahrnehmungen auch über den Diebſtahl an den Schrauben-
d lüſſeln gemacht haben, die dringende Bitte, ſich recht bald bei
der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 38, zu melden.

Dachſtuhlbrand. Geſtern abend wurde die Feuerwehr zur
Beſeitigung eines Dachſtuhlbrandes nach dem Weidenplan gerufen.

Strahenunfall. Geſtern vormittag wurden in der Gr. r
ſtraße ein Schulknabe von einem Radfahrer umgefahren und nach-
mittags eine Ehefrau von einem Kraftwagen angefahren und
zur Seite geſchleudert. Die Ehefrau, die eine Kopfverletzung er-
litt und über Seitenſchmerzen klagte, wurde mit dem Kraftfahr-
zeug ihrer Wohnung zugeführt.

Exploſion auf dem Exerzierplatz. Geſtern nachmittag fand auf
dem Beeſener Exerzierplatz eine größere Exploſion von Hand-
und Gewehrgranaten ſtatt. Perſonen ſind hierbei nicht zu Scha-
den gekommen.

Zwei Enten in Not. Am 19. März wurden an der Stein-
mühle zwei weiße Enten aufgegriffen und in der Konditorei von
Dietze, Burgſtraße 38, vorläufig abgegeben. Der Eigentümer
wolle ſich ſchleunigſt bei der Kriminalabteilung, Dreyhauptſtr. 4,
Zimmer 20 oder 71, melden.

Frühwagen der Städtiſchen Straßenbahn nach und von Trotha.Ab Kitnwoch den 23. März, fährt an Sonn und Wochentagen der

erſte Frühwagen der Linie 5 bis Trotha (Oppiner Str.) und zu
zück nach Hauptbahnhof: 4.38 Uhr vorm. ab Walhalla nach Trotha
Oppiner Str.). 4.44 Uhr vorm. ab Ecke Bernburger Reilſtraße.56 Uhr ab Trotha (Oppiner Str.) nach Haudikahnhef. 5.02 Uhr

b Zoo. .5.08 Uhr Ecke Bernburger Reilſtraße. 5.14 Uhr ab Wal
jalla. 5.22 Uhr an Hauptbahnhof.

Stadttheater. ute t abends 72 Uhr, geht das
Schauſpiel „Das Glück im Winkel von Sudermann in Szene.
Nittwoch „Drum prüfe, wer ſich ewig bindet“ (Don Pasquale),
Operette von Donizetti. Donnerstag, abends 6 Uhr, „Die
Walküre“. Am Karfreitag bleibt das Theater geſchloſſen. Die
Freitag-Stammkarten gelten am Sonnabend zu Mozarts Oper
„Die Zauberflöte“. Am 1. Oſterfeiertag, nachmittags, wird die
Operette „Der fidele Bauer“ gegeben, abends „Undine“, am
2. Feiertag nachmittags „Tiefland“, abends „Wenn Liebe er-
wacht“, Operette von Künneke, am 3. Feiertag, abends, „Drum
vrüfe, wer ſich ewig bindet“.

IV. Werk (Maria Magdalena).Freie Volksbühne Halle.
Mittwoch, den 23. März.
C T. Lichtſpiele Monte Carlo. Ein Abenteuer mit

Friedrich Zelnik und Fritz Schulz Eine Miſchung von
Abenteurerſenſationen und guter Charakterzeichnung Aeußerſt
genußreich. Wer allzu Tiefes wünſcht, darf ja nicht ins Kino
gehen. Aber wer geiſtige Anregung ohne allzu große Belaſtung
erfahren will, kommt auf ſeine Rechnung. Der ewige Karl
Vector Plagge gibt in dem Luſtſpiel „Karlchens erſter Braut-
beſuch“ wieder eine Glanzrolle. Alles in allem annehmbarer als

fliegende Harry- Piel Autos. H r.
U.-T.- Lichtſpiele in der Leipziger Straße. „Der Meiſter“ mit

Ernſt Reicher als Stuart Webbs in der Hauptrolle. Bin ſonſt,
wie ſchon mehrfach betont, Todfeind des Detektivfilms, der in auf
gepeiiſchter (künſtlich) Handlung ſchließlich jäh zu einer Beſtra
fung des Schuldigen und einen Triumph des „genalen“ Krimi-
naliſten ſo und ſo führt. Aber Ernſt Reicher ſtellt eine gut-
gekleidete Figur, ſympathiſche, aller Effektſchinderei abholfe Dar-
ſtellungsweiſe. Und das Manufſkript iſt diesmal tatſächlich ſpan
rend. Entbehrt auch nicht des ſeeliſchen, manchmal allerdings ſen
ämentalen Einſchlages. Außerdem bekam das ſtaunende Publi-
um wieder einen neuen Streich der berüchtigten Berliner Range
Lotte Bach zu Geſicht. Hilde Wörner ſpielt ihre Rolle mit
olch' köſtlicher Naivität und Verſchlagenheit, daß der Zuſchauer
anz vergißt, dieſe Künſtlerin ja ſchon als Darſtellerin in Lie-

besdramen erfolgreich wirkte und überhaupt eine inter
eſſante und ſchöne Frau iſt.

Provinz und Umgegend

Kreigtagsſitzung des Saalkreiſes.
Genoſſe Landrat Thie le eröffnet die Sitzung um 9 Uhr.

sie kommuniſtiſche Fraltion des Kreistages kann es nicht unter-
aſſen, dem Beginn der Arbeiten des neuen Kreisparlamentes
gleich die richtige Würze zu geben, indem ſie durch Herrn Drie-
b uſch folgende Erklärung vom Stapel läßt:

Die kommuniſt ſche Fraktion der Kreistagsabgeordneten des
Saalkreiſes hat nach erfolgter Reuwahl des Kreistages folgende
Erklärung abzugeben:

Aus Anlaßtz der Erfahrungen, die die Kreistagsabgeordneten
jer früheren U. S. P.-Fraktion mit dem derzeitigen Vorſitzenden
des Kreistages, Herrn Adolf Thiele, im Ke.stage und Kreisaus-

Hr.

ſchuß gemacht haben, erklärt die unterzeichnete Fraktion, daß ſie
i Politi im Kreiskändehaus, die den Intereſſen der arbeiten

den Berdirerung zuwiderläuft, bekämpft. Insbeſondere aber ſteht
ſie auf dem Standpunkte, nicht reform ſtiſche Arbeit leiſten zu

können, ſondern nur khar und eindeutig die Jnterſſen des Landes
proletariats vertreten zu können.

Die kommuniſtiſche Fraktion
der Kreistagsabgeordneten des Saalkreiſes.

Nach dieſem ohne Zweifel impoſanten Anfang erſtattet
Reg erungsaſſeſſor Reumann Bericht über die vergangenen
Wahlen zum neuen Kreistage. Er geht des Näheren auf die
Verte lung der Reſtſtimmen und ihre Verwertung ein. Eine De
batte hierüber findet nicht ſtatt, ſodaß als nächſtes Gen. Landrat
Thiele auf die Schulden des Saalkreiſes und ihre Behebung zu
ſprechen kommt und in Ausficht ſtellt, daß das Reich d.eſe Schuld
durch eine Anleihe auf ſich nehmen werde.

Herr Driebuſch kann es ſich nicht verwehren, dem Gen.
Thiele das Recht abzuſtreiten, dieſe Frage anzuſchneiden, da ja
auch ein Antrag der Kommuniſten von der Tagesordnung abge
ſetzt worden ſei

Rhode (Ammendorf) (Komm.) führt darüber Beſchwerde, daß
in ſeinem Orte eine Hundertſchaft der Sipo eingerückt iſt und das
dortige Schulhaus als Quartier beanſprucht hat. Er macht Gen.
Thiele dafür veranwortlich, was von dieſem richtiggeſtellt wird.
Der Bericht über die Prüfung der Kreiskommunal-Kaſſenrechnung
und die Bekanntgabe der Höhe der Nachtragszuſchläge zu den
Kealſteuern iſt Anlaß zu reger Ausſprache, an der ſich Redner des
Ordnungsblocks und der Kommuniſten beteil gen. Motig
(Komm.) ſpricht recht „kühn“ von einer Bilanzverſchleierung, die
aber gar nicht in Frage kommt. Da Gen. Thiele dem Kreis-
tage fertiges Manuſtkript hierüber zugehen ließ, glaubt Herr
Driebuſch, der ſich ſofort ins rechte Licht ſetzen will, dem Vor
ſitzenden den Porwurf machen zu können, daß er den Kreistag
gnädigſt von ſeinen Elaboraten in Kenntnis fetze. Nach
dieſen Punkten ſchritt man noch zur Wahl verſchiedener Kommiſ-
ſionen. Als Kreisdeputierter wird Sattler (Bruckdorf) ge
wählt. Der Kreisausſchuß ſetzt ſich aus folgenden Herren zu
ſammen: Driebuſch, Sattler, Holl, Zakrzewski,
Koch und Gen. Keidel (S. P. D.).

Liebenwerdger Kre'stag.

Am 19. März trat der neugewählte Kreistag zu ſeiner „Pre
mière“ zuſammen. Gen. Vogl als Vorſitzender eröffnete den
ſelben durch eine kurze marlante Anſprache, mit dem Hinweis
ſchließend, eine gute Zuſammenarbeit zum Wohle des Kreſes zu
ermöglichen. Für die Neuwahl des Kreisausſchuſſes waren drei
Wahlvor ſchläge eingereicht: Wahlv. Stieler (Elſterwerda)
(bürgerlich) 13 Stimmen, Dietrich (Falkenberg) (Soz.) 5 Slim-
men, Naumann (Mühlberg) (K. P. D.) 7 St. mmen, 1 unbe
ſchrieben. Jn den Kreisausſchuß ſind gewählt: Bürgermeiſter
Stieler (Elſterwerda), Landwirt Pinkert (Kranſchütz),
Rittergutbeſitzer Günther (Döllingen), Amtsvorſteher Diet-
rich (Falkenberg), Korbmacher Raumann (Mühlberg), Töpfer
Walter (Elſterwerda). Während der langen Sitzung der zu er
füllenden Tagesordnung iſt ſo recht die unglückliche Zuſammen-
ſetzung des Kreistages zum Ausdruck gekommen. De Herren
Demokraten ſekundieren, nein ſind völlig einig, mit dem ſogen.
Ordnungsblock, trotz der Schmähungen und Herunterreißungen in
der Wahlkampagne, daß man berechtigt iſt, zu ſagen „Menſch
vergiß Dein Geſtern nicht. Wie auf der einen Seite die Herren
von der äußerſten Linken in ihrer beliebten Demagogie mit dem
Sowjetſäbel in der Luft herumhauen, gibt ſich der Wortführer
des Ordnungsblocks, als züchtige Hausfrau, die allerdenklichſte
Mühe bei allen Paragraphen das J-Pünktchen herauszuklauben,
um ſo der Wohnungsnot ſowie der erſchreckenden Arbeitsloſigkeit
und allgemeinen Not das Rezept der Sparſamkeit entgegenzu
halten. Wir wiſſen aber, daß gerade in der Gegenwart das Elend
der ſchaffenden Vollsmaſſe von Tag zu Tag ein unglaubl'ch größe
res wird; darum rufe ich meinen Genoſſen zu, wir müſſen mehr
heraus aus der Reſerve, um auch in unſerer Stellung der Oppo
ſit.on ganz energiſch die Zähne zu zeigen.

Könnern. Berichtigung. Jn dem Verſammlungsbericht
in Nr. 65 der Volksſtimme muß es he hen: Am Dienstag fand h'er
eine öffentliche Verſammlung ter S. P. D. ſtatt, nicht der K. P. D.,
wie es der Druckſehlerteufel daraus machte.

Weißenfels. Stadtverordnetenſitzung. Am Mitt-
woch, den 23. März, nachmittags 6 Uhr, findet im Stadtverord-
netenſitzungsſaal Sitzung der Stadtverordneten ſtatt, wozu das
Kollegium ergebenſt eingeladen wird. Tagesordnung: 1. Neurege-lung der Gehaltsbezüge eines Beamten. 2. Desgl. 5 nrechnung

von Dienſtjahren auf das Beſoldungsdienſtalter eines Beamten.
4. Anrechnung von Dienſtjahren auf das Beſoldungsdienſtalter
eines Beamten. 5. Erhöhung des Kleidergeldes und der Dienſt-
aufwandsentſchädigung für Polizei-Exekutivbeamten. 54. Schaf-
ung einer neuen Beamtenſtelle. 6. Verſetzung eines Beamten von

Beſoldungsgruppe X nach XII. 7. Wiedereinführung der n
von Gebühren für das Aufſtellen und Benutzen der Markthitſchen.
8. Uebernahme einer h h arg 9. Verwendung der Ueberſchüſſe des Lebensmittelamtes. 10. Aufnahme einer
Anleihe von 20 000 Mk. 11. Nachtrag der Ordnung zur Erhebung
einer Bierſteuer. 12. Erhebung eines Zuſchlages von 25
zur Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes. 13. Erhöhung der
Hundeſteuer. 14. Bewilligung von Mitteln zur Anbringung einer
Lichtanlage in der Bedürfnisanſtalt der Berg-Mädchenſchule. 15.
Bewilligung von Mitteln für bauliche Veränderungen im Finanz-
amtgebäude. 16. Bewilligung von Mitteln zur Auswechſelung der
Gleich- in Wechſelſtromwecker in der Neuſtadt- und Bergſchule.
17. Bewilligung von Mitteln zur Beſchaffung von Gegenſtänden
für das Vermeſſungsbureau. 18. Bewilligung von tteln zur
Anbringung von Lichtanlagen in verſchiedenen Klaſſenräumen der
Beuditz- Schule. 19. Abſtandnahme von dem Erwerb eines Koh-
lenbergwerkes. 20. Uebernahme von Bürgſchaften. 21. Verteilung
ſtädtiſcher Sanierungszuſchüſſe. 22. Wiedereinführung des Groß
abnehmer-Tarifs. 23. Wiedereinführung des r 24.
Erhöhung des Strompreiſes. 25. Erhöhung der Schlachthofge-
bühren. 26. Uebernahme des Auſchlagweſens in eigene Bewirt-
ſchaftung. 27. Ausführung baulicher Veränderungen am Feuer-
löſchgerätehaus. 28. Uebernahme eines Mandats als Landtagsab-
geordneter durch einen Beamten. 29. Feſtſetzung des Haushalts-
planes der Stadtſparkaſſe für 1921. 30. Feſtſetzung des alts-
r des Elektrizitätswerkes für 1921. 31. Ueberſchreitung des

bſchnitts X D. D. V. B. des Haushaltsplanes. 32. Ueberſchrei-
tung des Abſchnittes X C. III 5 des Haushaltsplanes. 33. Ueber-
ſchreitung des Abſchnittes XIX A. II 2 des Haushaltsplanes. 34.
Ueberſchreitung des Abſchnitts VIII D. I des Haushaltsplanes.
35. Ueberſchreitung des Abſchnitts XVI B. 5 des Haushaltsplanes.
36. Ueberſchreitung von verſchiedenen Titeln des Abſchn. II des
Haushaltsplanes. 37. Nachbewilligung von 78 000 Mk. zu Ab-
ſchnitt XIV des Haushaltsplanes. 38. Rechnungslegung des Gas-
r m Sufſtger fur r der Vermieter undieter als Beiſitzer für das Mieteinigungsamt. 40. Wahl vonStellvertretern in den Steuerbezirk l und i

Naumburg a. S. Totenfeier-Agitation. Zu einer
Azpitwen Verſammlung machte die VKPD. die Gedächtnis
eier für die gen enen auf dem hieſigen Fried Es
prach, der Klaſſenkampfredakteuv Schumann (GHalle). Die
Gedächtnisfeier war vom r arrangi ieV muß ſehr heruntergekommen ſein, wenn ſie eine Fier, te

dem Gedächtnis der Toten gewidmet ſein ſoll, agitatoriſch aus
nützen muß. Und wie ulump der Verſuch gemacht wurde, be

rozent

ß S x un äte 5

wieſen die Aeußerungen von Anweſenden, die ſonſt als ziemlichlangmütig bekannt b Den dort ruhenden Opfern des
Putiſches gehört unſere Sympathie für immer, denn es ſteht feſt,
daß die Truppen, die ſie bekämpften, Kapptruppen waren.mals richtig gehandell worden V jer auch nicht kritiſch be
leuchtet werden. Wenn aber der Redner der VKPD. annimmt
daß er mit ſeinem Gewäſch Eindrug gemacht hat, ſo muß ihm das
eine geſagt werden: Das ZJetern über die Uneinigkeit der Arbei
terſchaft wird noch oft Gegenſtand ſeiner Reden ſein. Es gehtda er Wiedervereinigung durch die Arbeiterſchaft, der recht
deut ei den Preußenwahlen zum Ausdruck gekommen iſt. Hier
hat ſich die VKPD. wieder ein Stück geleiſtet, daß ſich würdig
den übrigen Taten des Kartells anſchlie

Eisleben. Vor einem Jahre! Unter dieſer Spitzmarke
chreibt das „Eisleber Tageblalt“ Reminiszenſen, die allem An
chein nach der Feder eines rechtsſtehenden Politikers entſtammen.
uns intereſſiert dabei beſonders die Lüftung der Maske, die im

r Satz des Artikels zum Ausdruck kommt, wonach bei ge
ſchickte rer Behandlung der Ereigniſſe von damals es hätte ge
lingen können, dem Vaterlande eine ſtarke Staatsgewalt zu ſchaf-
fen, erfüllt von wahrem demokratiſchen Geiſt e! Don-
nerwetter, das iſt deutlich genug und darin liegt allerhand ver
borgen. Das gibt r nun auch einmal deutlich zu wer-
den, um einen kleinen Vor des alſo erſtrebten wahren
demckratiſchen Geiſtes zu bekommen. Wir bedauern lebhaft der
tragiſchen Tod des Bergrats Vogelſang. Wir ſchicken das abfſicht:-
lich voraus, um aus der Regiſtrierung der nachfolgenden Tatſache
nicht die Vermutung herleiten zu n als hätten wir Genug
tuung über ſeinen Tod empfunden. Unter dem Bergrat Vogel-
ſang wurde im Jahre 1909 das sei ewährleiſtete Koalitions-
recht der Mansfelder Bergleute mit Maſchinengewehren und Mi
litär zu erſticken verſucht. Und heute! ute zerren in Eislebeh
bzw. im Mansfeldſchen die Rechts und Linksbolſchewiſten an derVerfaſſung herum, um ſie unter allen Umſtänden in Mißkredit zu
bringen. Heute ſitzt ein ſchwer reicher Stadtrat im P ſtrat der
Stadt Eisſeben, der nicht im Verdacht ſteht, zuviel Milch abzu
liefern. Ob damit der Säuglingsſterblichkeit 2 werdenſoll, entzieht ſich unſerer Kenntnis. Die Jronie des Schickſals will.
daß er Dezernent des Friedhofs iſt! Ein Bürgermeiſter ſabotiert
durch übertriebenen Bureautratismus großzügige volkswirtſchaft-
liche Maßnahmen. Die Grundſchule hätte man in Eisleben am
liebſten nicht eingeführt. Damit aber trotzdem die Kinder der
„oberen 50* mit dem Gewimmel in der Tiefe nicht allzu ſehr in
Berührung kommen, konzentriert ſich, wie die „Fama“ zu erzählen
weiß, die Anmeldung der „oberen“ Kinder in der ſog. Seminar-
übungsſchule; bei der Betätigung anläßlich der Oberſchleſiſchen
Opfertage bemerkte man in Eisleben gerade nicht allzu ſtarke Teil-
nahme bei der eigentlichen Arbeit ſeitens jener Kreiſe, die den
ſog. „Nationalismus“ à la Oppersdorf für ſich in Anſpruch neh-
men. Das iſt nur ein kleines Schütteln einer Ausleſe aus dem
Handgelenk. Und da ſtellt ſich ſo ein rechtsſtehender politiſcher Mitarbeiter im „Eisleber Tageblatt“ des ſfreren hin und will die

Tätigkeit der ſozialdemokratiſchen Miniſter uſw. unter leiſem An-
flug an die einſtige Zeit durch die o ſchleifen! S gibts denn
nur ein größeres Phariſäertum und iſt denn die m zu den
Hunden geflohen?

Liebenwerda. Erkenntnis. Wie ſchon des öfteren an
dieſer Stelle berichtet, ſteht das hieſige Gewerkſchaftskartell zum
größten Teil unter dem Einfluſſe der Kommuniſten. Vor einiger
eit wurde ein neues Kartellſtatut beraten und ſollte da unter

anderem auch die Wirtſchaftl. im Statut ver-ankert werden. Als einzige Gewerkſchaften lehnten damals nur die
Buchdrucker und die Eiſenbahner dieſelbe ab. Jetzt ſind nun auch
die Metallarbeiter gefolgt und haben in ihrer letzten Verſammlung
die Wirtſch. Näteorg. abgelehnt. e bricht nun die
Erkenntnis auch in den anderen Gewertſchaften Bahn. Für jeden
denkenden Gewerkſchaftler kann doch nur die Räteorganiſation de
Allgem. Deutſch. Gewerkſchaftsb. und der Afa in Betracht kom
men. Die Wirtſch. Räteorg. wird nur ein totgeborenes Kind blei-
ben.

Liebenwerda. Wies gemacht wird. Der Hüfner Rein
hold Görlich im benachbarten Winkel hatte zum Reichsnotopfer
zen 140 Mk. bezahlt und behauptet, daß er nicht mehr Vermögen
eſitze. Das Finanzamt Liebenwerda ſcheint aber Zweifel in die

Richtigkeit der Angaben des G. geſetzt zu haben und lud denſelben
eines Tages vor. Währendeſſen unternahmen zwei Wachtmeiſter
eine gründliche Durchſuchung der Wohnung des G. Dieſelbe war
auch von vollem Erfolg gekrönt, denn es dauerte d nicht lange,
ſo fanden die Beamten in einer Kiſte verpackt 69 Mk. vor, die
natürlich beſchlagnahmt wurden. Dieſer r wieder deut:
lich, wie ſich ſo viele Beſitzende von den Ste z drücken ver
ſuchen, während der Arbeiter jeden Pfennig von ſeinem Lohn, der
kaum zu den notwendigſten Lebensmitteln langt, verſteuern muß

Uebigan. Mitgliederverſammlung. Am Diensh 15., fand unſere eher dte Genoſſeannke eröffnete die Verſammlung um 8.30 Uhr. Zu Punkt 1
wird das Protokoll verleſen und angenommen. Gen. Mannke
ibt den Bericht über den Ausfall der Wahlen. Der engere zu
ammengefaßte Sinn ſeines gutdurchdachten Referats war, daß wiralle ſache haben, mit dem Ausfall der Wahlen zufrieden zu

ſein. Bei den Landtagswahlen hat ſich mit aller Deutlichkeit ge
eigt, wie vernichtend die Wählermaſſen über die mit großenKhraſenſchwan in den Reichstagswahlkampf gezogene USP. geur-

teilt haben. Sie ſind zugrunde gegangen an der eigenen politi
ſchen h und Unmöglichkeit. Auch die KPD. wird mit der
Zungahme beſſerer Lebensverhältniſſe ravide von der t An
e verlaſſen werden. Einzig und allein hat die SPD.
nicht nur das Feld behauptet ſondern noch gewonnen. Zur Re
r wird unſere Partei in Jeit endgültig Stelung nehmen; feſt ſteht aber, daß ſie mit der großkapitaliſtiſchen
Voltspartei nicht zuſammengehen kann und wird. Gen. Mannke
ſchließt mit einem Appell an die Genoſfinnen und Genoſſen
zur weiteren unermüdlichen Arbeit für unſare großen Jdeale. Zur
Unterbezirkskonferenz am 17. April in Faltenberg werden die Gen.
Fr. Grabow und R. Merkel gewählt, außer ihnen nimmt als
Vorſtandsmitglied Gen. Man nke teil. Zum ſtellv. Schriftführer
wurde Gen. O. Terne und zum ſtellv. Kaſſierer Gen. H. Beyer
gewählt. Alsdann wurde die Maifeier beſprochen und beſchloſſen,
nachmittags Umzug und abends ein gemütliches Beiſammenſein
mit kleinem Ball im Mitgliederkreiſe zu veranſtalten. Es wurde
ein Feſtkomitee gewählt, beſtehend aus den Gen. Müller, Roſtin, Nichtitz, Silber, Drasdo und Merkel. Rach eini
en kleinen r 7 war die Tagesordnung erledigt. Beſondershervetubeben iſt der gute Beſuch der Verſammlung auch ſeitens

der Frauen. Weiter zu neuen Taten und Siegen! Denn vereint
ſind auch die Schwachen mächtig.

Kelbra. Unterhaltungsabend. Am Sonntag abens
veranſtaltete die hieſige Ortsgruppe der Arbeiterjugend im Saale
der „Schenke“ zu Ehren der ſchulentläſſenen Konfirmanden einen

welcher von Freunden unſerer Sache, ſorvie
von Parteigenoſſen gut beſucht war. Nachdem die Jugendgruppe,welche bereits auf 34 Mitglieder angewachſen iſt, ein r Lied

hatten, hielt Jugendgenoſſe Paul Bauersfeld eine
urze egrühurgsanſatede Es folgte dann ein luſtiges Theater-

ſtück: „Eine Ueberraſchung in der Dorfſchenke“, welches ſicher und
gut geſpielt wurde und bei dem Publikum lebhaften Beifall hen
vorrief. Dann hielt Jugendgenoſſe Dreſcher jun. aus Holle
einen Vortrag über Zwec, Ziele und Bedeutung der Arbeiten
jugend. Die. Arbeiterjugend ſei eine Bildungsorganiſation, die

e habe die Bekämpfung von Schmutz und Schund auf ihre
Fahne geſchrieben. Kinos, welche ſolchen Schmutz vulden, ſind
entſchieden zu meiden. Ferner bekämpfe die Arbeiterjugend die
Auswüchſe der Saaltänze. Als Erſatz dienen hierzu die Volks
tänze und Jugondſpiele. Nachdem der Redner Jugendſchutz

tert und die gegneriſchen Jugendorganiſationen
rochen hatte, ſchloß m ſeigen mit großen Beifall auf

genommenen Vor
mals ein luſtiger

noch mehrere Lieder und aber
ſakter, „Eine fidele Gläubigerverſammlung'-

dem Publikum geboten waren, kamen zum Schluß eine T nSe Ipitavrn MRbge unſere Innge ruppe,
ochen beſteht, und bereits in dem erſten

öffentlichen Auftreten was Cutes leiſtete, ſich immer in erfreulicher
iſe weiter entwigelr
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